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Zivilgesellschaft als staatliche Veranstaltung? 

Eine Spurensuche im Japan vor 19451

Maik Hendrik Sprotte

„Jeder Punkt in der Gegenwart ist ein gewordener. Was er war und wie er
wurde, ist vergangen; aber seine Vergangenheit ist ideell in ihm.

Aber nur ideell, erloschene Züge, latente Scheine; ungewusst sind sie da, als

wären sie nicht da.
Der forschende Blick, der Blick der Forschung vermag sie zu erwecken,

wieder aufleben, in das leere Dunkel der Vergangenheit zurückleuchten zu

lassen.
Nicht die Vergangenheiten werden hell, sondern was von ihnen noch un-

vergangen ist. Diese erweckten Scheine sind ideell die Vergangenheit, sind

das geistige Gegenbild der Vergangenheit.“2

1. Einleitende Bemerkungen

1909 veröffentlichte der Journalist und Dichter Ishikawa Takuboku in der Dezem-

ber-Ausgabe der kultur- und literaturwissenschaftlichen Zeitschrift „Plejaden

(Subaru)“ sein politisches Essay mit dem Titel „Zusammenhanglos in mir auftau-

chende Gefühle und Erinnerungen (Kiregire ni kokoro ni ukanda kanji to kaisō)“,

in dem er zunächst „eine für die Japaner überaus charakteristische Feigheit“,

namentlich „bei der Betrachtung der bisherigen und jetzigen Welt den Charakter

und die Entwicklung der Moral losgelöst von der Organisation namens Staat“ zu

denken, beklagte. In einem zweiten Gedankenschritt forderte er ein radikales

Nachdenken derjenigen, „die dem heutigen Staat Gehorsam leisten“, und jener,
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„Formenwandel der Bürgergesellschaft – Japan und Deutschland im Vergleich“ des Internationa-

len Graduiertenkollegs Halle-Tōkyō unter dem Titel „Zivilgesellschaft als staatliche Veranstal-

tung? Eine Spurensuche im Japan vor 1945“ erschienen ist. Chinesische Namen und Begriffe sind

nach dem Pinyin-System, jedoch unter Auslassung der diakritischen Zeichen, transkribiert. Die

Umschrift des Koreanischen richtet sich nach dem McCune/Reischauer-System. 

2 Droysen 1875: 8.
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„die mit dem bisherigen Staatskonzept unzufrieden“ seien. Beide gesellschaftliche

Gruppen hätten sich folglich mit dem Problem des Staates intensiver auseinander-

zusetzen.3 Mit dieser Ermahnung bringt Ishikawa zutreffend in Erinnerung, dass

das moderne japanische Staatswesen in historischer Perspektive gleichermaßen

Befürworter wie Gegner fand, die im Rahmen der ihnen im politischen System der

Zeit zugestandenen Partizipationsmöglichkeiten und deren Grenzen um eine Teil-

habe an den Veränderungsprozessen rangen, die das Land in der so genannten

„Meiji-Restauration (Meiji ishin)“ durch die sozialen, politischen und wirtschaft-

lichen Reformen seit der zweiten Hälfte des 19. Jh.s durchlief.

Es ist die Absicht, in dieser Darstellung die Möglichkeiten und Grenzen des

Engagements jener Gruppen in dem vom Staat vorgegebenen institutionellen Rah-

men des Vereinsrechts zu skizzieren, soweit es sich um Aktivitäten handelt, die als

zivilgesellschaftliche interpretiert werden könnten, und anhand eines ausgewählten

Beispiels zu zeigen, dass die Wurzeln der japanischen Zivilgesellschaft weiter

zurückreichen, als ihr gelegentlich in der Forschung zugestanden wird. Mithin ver-

steht sich dieser Diskussionsbeitrag als zweifaches Plädoyer: 

1. Als ein Plädoyer für die nachhaltigere Berücksichtigung historischer Prozesse

in der politik- bzw. sozialwissenschaftlichen Forschung zu Japan. So erweist sich

beispielsweise die oft zitierte These von der Entstehung oder „Geburt“ der japa-

nischen Zivilgesellschaft nach dem Hanshin-Awaji-Erdbeben (Hanshin Awaji

daishinsai) vom 17. Januar 1995, in Deutschland als Kōbe-Erdbeben bekannt,

respektive durch die Verabschiedung des NPO-Gesetzes 19984 bzw. eine mutmaß-

liche zivilgesellschaftliche Unterentwicklung5 mit ihrem sehr auf die juristischen

Rahmenbedingungen ausgerichteten Fokus als gleichermaßen beständig wie nach-

haltig falsch bzw. ahistorisch. Dies gilt in gleicher Weise für die Wahrnehmung des

Jahres 1945 als zivilgesellschaftliche Wasserscheide. Folglich bedarf es offenbar

einer intensiveren Berücksichtigung historischer Entwicklungen, um derartigen

beispielhaften Fehlinterpretationen einer geschichtslosen und gleichsam gesichts-

losen politikwissenschaftlichen Forschung vorzubeugen. Dies mag dann mit einer

– zweifelsohne auch kritischen – Neubewertung der Möglichkeiten und Grenzen
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4 Vgl. Pekkanen 2006: 169; zum NPO-Gesetz (Tokutei hi-eiri katsudō sokushin hō), dem Gesetz zur

Unterstützung bzw. zur Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements, von 1998 und seiner Bedeu-

tung siehe Tsubogō 2007: 7.

5 Zu einer Kritik an dieser „amerikanisch-europäischen Interpretation der vorherrschenden Verhält-

nisse“ siehe Backhouse et al. 2009: 10–11. Gleichwohl konstatiert man dann dennoch eine „gerin-

gere Ausprägung der organisierten Zivilgesellschaft nach westlichen Vorstellungen“ (Backhouse et

al. 2009: 11).
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zivilgesellschaftlicher Entwicklungen im Japan vor 1945 mit deren besonderen –

geistesgeschichtlichen, strukturellen wie rechtlichen – Rahmenbedingungen und

Artikulationsmöglichkeiten spezifischer Interessen einhergehen. 

Voraussetzung ist es somit, entgegen der Sichtweise des Verfassungsrechtlers Mi-

yazawa Toshiyoshi (1899–1976) sowie des sicher noch einflussreicheren Politik-

wissenschaftlers und Ideenhistorikers Maruyama Masao (1914–1996), die Kapi-

tulation Japans im Asiatisch-Pazifischen Krieg (Ajia-Taiheiyō sensō) vom August

1945 nicht als eine „August-Revolution (hachi-gatsu kakumei setsu)“, als „unblu-

tige [auch: kampflose] Revolution (muketsu kakumei)“ zu interpretieren, mit der

sich die politischen und gesellschaftlichen Strukturbedingungen Japans vollständig

veränderten,6 sondern vielmehr Kontinuitäten herauszuarbeiten und zu betonen.

Derartige Kontinuitäten scheinen sich ohnehin in jener sozialwissenschaftlicher

Konzepte und des politischen wie wirtschaftlichen Führungspersonals etwa oder

der dann in der Besatzungszeit umgesetzten Bildungsreform exemplarisch zu zei-

gen.7 

2. Zugleich versteht sich dieser Text als ein Plädoyer für historische Analysen auf

der Basis einer nicht normativ überhöhten Zivilgesellschaftstheorie. Die einseitige

Betonung des Demokratisierungspotenzials der Zivilgesellschaft als normativer

Ordnung scheint Formen der vor allem auf die Stützung bzw. Bestätigung des Herr-

schaftssystems zielenden Partizipationsansprüche und -bestrebungen, als einer für

diese Phase der japanischen Geschichte prototypischen Variante zivilgesellschaft-

lichen Engagements, zu verdecken. Dies schließt dann unter Berücksichtigung von

Zeit und Raum auch Auseinandersetzungen ein, die keineswegs immer völlig kon-

flikt- und gewaltfrei Einzelaktionen der Machthaber, keinesfalls aber die Gesamt-

konzeption ihrer Herrschaftsausübung oder das inhaltliche Design der Herrschaft-

spraxis in ihren Kernbereichen zum Gegenstand einer gelegentlich durchaus auch

scharfen Kritik hatten. Ein seiner normativen Bestandteile „entkleideter“ Zivilge-

sellschaftsbegriff ließe, gleichermaßen als Erweiterung der gängigen Analysekrite-

rien, in diesem Kontext differenziertere Aussagen über die Rolle und die Hand-
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1967; Matsumoto 2003.

7 Vgl. Zahl 1973; Krämer 2006. Lee Seok-Won betont in seiner 2010 an der Cornell University vor-

gelegten Dissertation „Rationalizing Empire. Nation, Space and Community in Japanese

Social Sciences“ ebenso in deutlicher Abgrenzung zur Maruyama-Schule starke Kontinuitäten in

den japanischen Sozialwissenschaften vor und nach 1945 bezüglich japanischer Diskurse zur

„Nation“, bzw. zum „Nationalismus“, zu „Raum“ und „Gemeinschaft“ im ostasiatischen Kontext

(zit. nach Kingsberg 2012).
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lungsspielräume der Untertanen, die zugleich auch immer Staatsbürger waren, und

somit über die Qualität der Staat-Bürger-Beziehungen in historischer Perspektive

im Japan vor 1945 zu.8

Im Fokus des mit der Zivilgesellschaft allgemein verbundenen Wertesystems stehen

in der Regel Erwartungen an eine Demokratisierung, an die Steigerung des Grades

der Zivilität im Sinne einer „existentielle[n], für alle gesellschaftlichen Sphären gel-

tende[n] Basisnorm“9 und an sich erweiternde Partizipationsoptionen einer Gesell-

schaft bzw. ihrer Teilbereiche sowie an Ansprüche an die vollkommen gewaltfreie

Erreichung dieser Ziele. Soweit also das Konzept der Zivilgesellschaft zwingend

mit einem ethischen Anspruch auf (partielle)10 Gewaltfreiheit verknüpft wird, wäre

sich zweifelsohne der offenbar mehrheitlich, nicht zuletzt von japanischen Wissen-

schaftlern vertretenen Position anzuschließen, der zufolge es im Japan vor 1945

keine Zivilgesellschaft gegeben habe, zudem auch gar nicht geben konnte, da die

„Tradition des Respekts für die Autorität und der Geringschätzung des Volkes

(kanson minpi)“ im Land in Geschichte und Gegenwart tief verwurzelt gewesen

sei.11 Zur Überwindung eines als schädlich empfundenen Individualismus, dem

mutmaßlich zentralen Element einer aus Sicht der japanischen Autoritäten fehlge-

leiteten „westlichen Moderne“, habe man das Volk ausnahmslos auf das Prinzip

„der Selbstaufopferung für das Gemeinwohl (messhi hōkō)“ verpflichtet.12 Inner-

halb eines in der Retrospektive exemplarisch als „absolutistisches Tennō-Sys-

tem“13, als „den Absolutismus und den modernen Funktionalismus subsumie-

rendes Tennō-System“14 und als „konstitutionelle Despotie“15 charakterisierten

Herrschaftssystems lassen sich für die Zeit vor 1945 scheinbar wissenschaftlich nur

schwer – und aufgrund eigener politischer Überzeugungen und Intentionen mögli-

cherweise gelegentlich auch nur ungern – Elemente einer zivilgesellschaftlichen

� � � � � � � � � � � � � � � � � �   � � ¡ � ¢ � � � £ � � ¡ ¤ ¢ ¢ � ¥ ¤ � � � ¦ § § ¨ ©

9 Rucht 2009: 82.
10 Das Postulat der Gewaltfreiheit ist einzuschränken, als auch im Konzept der Zivilität die „situative

Gewaltbereitschaft (Verteidigungskriege, individuelle Notwehr, polizeiliche Gewalt)“ akzeptiert
und unter dem Stichwort des „Containments der Gewalt“ „das Gewalthandeln an strenge Voraus-
setzungen der Legalität bzw. Legitimität ebenso wie an das Prinzip der Verhältnismäßigkeit“
geknüpft wird (Rucht 2009: 82).

11 Iokibe 1999: 51.
12 Vgl. Harootunian 2000: 37. Harootunian zweiteilt die chinesische Zeichenkombination und

macht im Englischen das interessante Übersetzungsangebot „dissolve the self and serve the
public“.

13 Zettaishugiteki tennōsei (Nakayama 1975: 20).
14 Zettaishugi to kindaishugi to o hōsetsu shite ita tennōsei, siehe Irokawa 2007: 282; zur englischen

Übersetzung dieser wichtigen Analyse siehe Irokawa 1988: 250.
15 Seifert 1999a: 306.
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Sphäre identifizieren. Gleichwohl sind hier deutliche Zweifel zu formulieren, ob –

in der Analyse historischer Wurzeln der Zivilgesellschaft in Japan, aber nicht aus-

schließlich dort – Staatsferne und auch Gewaltfreiheit16 als zentrale Elemente der

tatsächlichen sozialen Realität zivilgesellschaftlicher Institutionalisierung entspra-

chen bzw. gegenwartsbezogen noch entsprechen.

Zielführender scheint die bereichslogische Interpretation der Zivilgesellschaft

als „eine Sphäre zwischen anderen“ und somit als ein von Staat, Markt und dem

Privatbereich zu unterscheidender gesellschaftlicher Bereich zu sein. Dieses Analy-

sekriterium in Kombination mit einem auf die soziale Interaktion fokussierten

handlungslogischen Zugang, der durch Selbstständigkeit und Selbstorganisation,

Agieren im öffentlichen Raum und Gemeinwohlbezogenheit gekennzeichnet ist,17

ermöglichte für den japanischen Fall vor 1945 einen methodischen Zugriff auf die

Zivilgesellschaft, als nunmehr die Möglichkeiten der selbstständigen Organisati-

onsbildung bzw. ihre Abwesenheit ebenso wie die Verortung einer öffentlichen

Sphäre das Bild der Zivilgesellschaft im Untersuchungszeitraum deutlicher zutage

treten ließen und ihre Erscheinungsformen in ihren Teilbereichen deutlicher kon-

turierten.

Der Politologe Aurel Croissant stellt in einer Untersuchung zu China und

Korea fest, „zentrale Elemente der bürgerlichen Gesellschaft wie öffentliche

Medien gesellschaftlicher Interessenvermittlung, die Partizipation des Bildungsbür-

gertums und von Intellektuellen in öffentlichen Diskussionen und bei der Formie-

rung der öffentlichen Meinung“ seien diesen Gesellschaften Ostasiens weitgehend

fremd gewesen. Für den japanischen Fall trifft genau dies in Geschichte und Gegen-

wart nicht zu. Gleichwohl ist ihm auch hinsichtlich einer Analyse der japanischen

Verhältnisse zu folgen, wenn er die Möglichkeit zur Anwendung des „empirisch-

analytischen Konzeptes“ der Zivilgesellschaft, soweit es sich bei der zu analy-

sierenden Gesellschaft (unabhängig von ihren historischen, kulturellen oder geo-

graphischen Determinanten) um eine solche handele, in der die genannten Akteure,

„gleich in welcher konkreten Form“, auftraten,18 befürwortet. Dies folgt den

methodischen Aussagen zum so genannten traveling problem, das der Philosoph

ª « � � � � � � � � � � � � � ¢ � � � ¬ � � � � � �  ® � � � � � � � � ¬ ¯ � ° ¤ ± � � � ² ¤ � � � � � � � � � ¤ � ¬  � � ² � � ³ � ¬ � � ¡ ¤ ¢ ¢ � � � � � � � � � � ¬ � �

„Antagonismus zwischen Zivilität und Gewaltbereitschaft […] eher als Ergebnis eines langfristigen
Lernprozesses, der auch auf den Zusammenhang von Kriegserfahrung und Nationenkonzept sowie
die argumentative Verbindung von Gewaltbereitschaft und Partizipationsverheißung seit dem Ende
des 18. Jahrhunderts verweist.“ (Leonhard 2004: 41); vgl. auch Leonhard 2008.

17 Vgl. Hettling und Foljanty-Jost 2009: 29–33. Gleichwohl betonen Hettling und Foljanty-Jost
(2009: 32) ebenso „Gewaltfreiheit (nicht aber Protest- und Konfliktferne)“.

18 Croissant 2000: 335–337, besonders seine Ausführung zum „traveling problem“ nach Giovanni
Sartori.
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und Politikwissenschaftler Giovanni Sartori identifizierte und demzufolge eine Pro-

blematik der Anwendung von in Untersuchungsländern unterschiedlich wahrge-

nommenen theoretischen Konzepten besteht, wenngleich diese überwunden wer-

den könne. Demnach sei als methodisches Mittel die Abstraktion das Gebot der

Analyse, soweit sichergestellt werden könne, die Inhalte eines Konzeptes nicht zu

weit zu fassen, um den Kern der zur Anwendung zu bringenden Theorie zu erhal-

ten.19

Für den Zeitraum vor 1945 ist es vergleichsweise leicht, in Japan Formen der

Vergemeinschaftung der Gegner des politischen Systems auszumachen, die gleich-

wohl in ihren Handlungsmöglichkeiten weitgehend nur im Rahmen der gesetz-

lichen Bestimmungen agieren konnten. Ungewöhnlicher scheint es, Organisations-

formen der Unterstützer des Systems, die es ebenfalls in Hülle und Fülle gab,

gleichermaßen als zivilgesellschaftliche Zusammenschlüsse in den Blick zu neh-

men. In Analogie zu den Ergebnissen einer bekannten Studie des Osteuropa-His-

torikers Dietrich Geyer zur zarischen Gesellschaftspolitik im 18. Jh., an deren Titel

„‚Gesellschaft‘ als staatliche Veranstaltung“ sich der dieses Textes in leichter Vari-

ation anlehnt, und in der er feststellte, dass „aus der historischen Detailuntersu-

chung überzeugend zutage“ trete, dass in Europa „nicht erst und nicht allein die

Französische Revolution mit ihren nachschlagenden Eruptionen, sondern dass

schon der monarchische Absolutismus, […] die Emanzipation der neuen [= rus-

sischen] Gesellschaft vorbereitet“20 habe, wird die These vertreten, unter Berück-

sichtigung der kulturellen und machtpolitischen Spezifika im Japan zwischen 1868

und 1945, also der Meiji-Restauration und der Niederlage des Landes im Asia-

tisch-Pazifischen Krieg, sei während der Phase des so genannten „Tennō-Absolu-

tismus“ bzw. durch Maßnahmen der in seiner Stellvertretung agierenden japa-

nischen Regierung ein rechtlicher Rahmen geschaffen worden, in dem sich

durchaus zivilgesellschaftliches Engagement entwickeln konnte und entwickelte.

2. Autoritarismus und Öffentlichkeit

Die Spurensuche nach zivilgesellschaftlichen Erscheinungsformen in Japan vor

1945 macht zunächst einige einführende Feststellungen hinsichtlich der Rahmen-

bedingungen der Analyse erforderlich:

µ ¶ · ¸ ¹ º » ¼ ½ ¾ ½ ¼ ¿ À À Á Â ¶ À Ã Ä Å ½ ¼ · ½ ¼ Æ eis auf Sartori 1970; Sartori 1994.
20 Geyer 1975: 23.
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Das Herrschaftssystem des Großjapanischen Kaiserreichs ist – nach der „Wie-

derherstellung des monarchischen Prinzips (ōsei fukko)“21 in der Meiji-Restaura-

tion ab 1868, einer Phase der Machtkonsolidierung im Rahmen eines Wettbewerbs

konkurrierender Konzepte politischer und gesellschaftlicher Verfasstheit sowie

nach der Entstehung einer scheinkonstitutionellen Struktur des japanischen Staates

ab 1889 – als autoritär zu klassifizieren. Die Inkraftsetzung seiner Verfassung (Dai-

Nippon teikoku kenpō) 1889 und die Proklamation des Kaiserlichen Erziehungs-

edikts (Kyōiku ni kan suru chokugo), der „heimlichen Verfassung“ Japans, 1890

verliehen diesem Zeitraum den entscheidenden Akzent, die Niederlage im Asia-

tisch-Pazifischen Krieg 1945 setzte einen Endpunkt, der zugleich zum Ausgangs-

punkt eines zunächst durch die alliierte Besatzung angestoßenen umfassenden

Demokratisierungsprozesses des Landes wurde.

Ungeachtet theoretisch-konzeptioneller Unschärfen wird der Idealtypus eines

autoritären Herrschaftssystems politiktheoretisch als „third type of regime, a type

sui generis“ neben Demokratie und Totalitarismus durch 

1. „einen begrenzten, nicht verantwortlichen Pluralismus“, 

2. die Abwesenheit einer ausgearbeiteten und leitenden Ideologie, an deren Stelle

ausgeprägte Mentalitäten treten, 

3. das weitgehende Fehlen einer extensiven und intensiven politischen Mobilisie-

rung und 

4. die Ausübung der Macht durch einen „Führer, manchmal eine kleine Gruppe

innerhalb formal kaum definierter, aber tatsächlich recht vorhersehbarer

Grenzen“

konstituiert.22 Hier zeigen sich im Kontext der Dichotomie von Mentalität und Ide-

ologie bezüglich des Untersuchungsgegenstandes „Japan“ und seines geistesge-

schichtlichen Fundaments, des kokutai (Staatskörper),23 definitorische Unschärfen,

deren Diskussion aber den Rahmen dieser Positionsbestimmung hinsichtlich der

vermuteten Existenz einer Zivilgesellschaft im Kontext der modernen japanischen

Geschichte sprengen würde. Ein autoritäres Herrschaftssystem kennzeichnet den –

mal mehr, mal weniger – erfolgreichen Versuch der „Durchsetzung ständischer,

militärischer, ökonomischer oder auch stammesmäßiger Machtpositionen bei Still-

legung aller anderen Kräfte im Staate“.24 Zumindest die Forschung außerhalb der

¿ µ Ç Ä È ¾ ¼ ½ É Å ½ ¼ ½ ¼ Ê Ë ½ ¼ Ì ½ Å Í Ã Ä ¸ Â Î Ï ¾ ½ È ½ ¼ Ð Ã Ñ ¹ ½ ben der [direkten] königlichen Herrschaft“.
22 Linz 1975: 179; Linz 2003: 129.
23 Siehe dazu Abschnitt 3 dieses Textes.
24 Bracher 1982: 369.
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japanischen Wissenschaftswelt hat inzwischen selbst für die Hochphase des japa-

nischen Militarismus und Expansionismus in den 1930er und frühen 1940er Jah-

ren weitgehend von der Sichtweise auf Japan als Diktatur, „in der Armee oder

Faschisten herrschten“, Abstand genommen und sieht es auch zu diesem Zeitpunkt

„als Land mit einem zwar autoritären, aber doch stark pluralistisch geprägten

Herrschaftssystem, in dem Marine, Bürokratie, Parlament, Wirtschaft und Hof

einen beträchtlichen Einfluss behalten hätten.“25 In dem Bestreben, ein tieferes Ver-

ständnis für die historische Entwicklung Japans in den 1930er und 1940er Jahren

zu erreichen und an transnationale Diskurse anschließen zu können, hält gleich-

wohl die Diskussion, ob das Herrschaftssystem Japans unter dem Oberbegriff

„Faschismus“ gefasst werden kann, an.26 Angesichts der Herkunft des Terminus

als politischer Kampfbegriff marxistisch-leninistischer Provenienz27 und der Viel-

stimmigkeit theoretischer Zugänge mit unterschiedlichen Gewichtungen der Ele-

mente faschistischer Herrschaft28 scheint die Anwendung dieser Kategorisierung

dennoch nur bedingt als Analysekriterium japanischer Verhältnisse in Staat und

Gesellschaft brauchbar zu sein.

2.1 Historische Öffentlichkeiten?

Als unabhängiger Bereich neben Staat, Markt und Privatbereich spielt bekannter-

maßen die Entwicklung bzw. Existenz einer Öffentlichkeit (kōkyōsei) respektive

multipler, vielschichtiger Öffentlichkeiten im Prozess des Entstehens einer Zivilge-

sellschaft und ihres Erhalts eine herausragende Rolle. In diesem Kontext betont der

Philosoph und Soziologe Jürgen Habermas die Bedeutung der Massenmedien im

Rahmen einer Kommunikation politischer Prägung zwischen „den Akteuren und

deren Publikum“ und identifiziert drei zentrale kommunikative Ebenen der Öffent-

lichkeit: (1) „die Ebene der ‚institutionalisierten Diskurse‘ im Kern des politischen

Systems“ als Zone, in der vollumfänglich Entscheidungen über politische Inhalte

und ihre Implementierung getroffen und diese realisiert werden, (2) die „Ebene der

‚mediengestützten Massenkommunikation‘ als Forum der Bildung öffentlicher

Meinungen und (3) die „Ebene der […] ‚zivilgesellschaftlichen Alltagskommunika-

Ó Ô Õ Ö × Ø Ù Ó Ú Ú Û Ü Ý Ó Þ ß Ù à á â × Ý Ó Ô ã Ý Ó ä å æ Ö × â ç × ç è Ø × Ö Ø é â ê ë ì í î ï ð ñ ç ò ñ í ê ó ò × Ö ô à Ö Ù ê ó í ç õ â ç ö ñ ÷ ñ ç
selbst.

26 Vgl. Schölz 2006; Krämer 2005; Martin 1981; Duus und Okimoto 1979; Tansman 2009; Yamagu-
chi 2006: 2–43.

27 Schölz 2006: 107–109.
28 Vgl. Payne 2006: 11–33 zur Faschismustheorie, 402–413 eher skeptisch zur Anwendung eines

Faschismusbegriffs auf Japan.
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tion‘ in ‚veranstalteten‘ oder informellen Öffentlichkeiten“ als Ort der Formation

„latente[r] Einstellungen“.29 Als öffentliche Meinungen sind in diesem Kontext

„Synthesen aus ungezählten themenspezifischen Stellungnahmen eines diffusen

Massenpublikums zu mehr oder weniger gut definierten öffentlichen Problemen

oder Beiträgen“30 zu fassen.

In weiten Teilen wird in der historischen Dimension die Existenz einer Öffent-

lichkeit im Japan vor 1945 in Frage gestellt oder gar generell negiert.31 Der Versuch,

vornehmlich in Europa und den USA entstandene theoretische Annahmen zum

Zweiklang von Privatheit und Öffentlichkeit auf eine konfuzianisch geprägte

Gesellschaft anzuwenden, in der die Familie das soziale Zentrum eines Staates bil-

dete, der sich seinerseits „in Form und Zweck metaphorisch wie symbolisch nach

dem Abbild der Familie“32 strukturierte, sei schwierig.33 Argumentativ wird

methodisch vor allem auf das im Vergleich mit dem „Westen“ kulturell Trennende

rekurriert. Diese Form einer Exotisierung der Entwicklungsgeschichte der japa-

nischen Gesellschaft scheint durch eine Überbetonung der Andersartigkeit die

Identifikation des partiell Verbindenden bzw. analoger Phänomene durch das In-

strument der Abstraktion im Sinne Sartoris zu erschweren. 

Diese Vorbehalte gegen die Existenz einer historischen Öffentlichkeit führen

unmittelbar ins Zentrum des Problems, denn jenseits einer Interpretation der kon-

fuzianischen Traditionen und ihrer Werte, als einer angesichts ihrer Vielfältigkeit

fälschlich ausschließlich als Hindernis einer fortschrittlichen Entwicklung verstan-

denen Ethik, und ungeachtet der in der besonderen Bedeutung familiären Gehor-

sams begründeten psychologischen Struktur des japanischen Staates haben Wissen-

schaftler durchaus eine Öffentlichkeit, wenngleich japanischer Prägung,

identifizieren können. Die US-amerikanische Historikerin Mary Elizabeth Berry

beispielsweise weist in ihrer Studie zu „Public Life in Authoritarian Japan“ über-
Ó Û ø ñ Ø × Ö î ñ Ù Ó Ú Ú ä Ü Ý ù ú ã Ý ù û ü

30 Habermas 2008: 159.
31 Zur Übersicht dazu siehe Mae 2002 und 2003 – hier vor allem zur Analyse japanischer „Konzepte

von Öffentlichkeit und Privatheit“.
32 Siehe die Erläuterung zur strukturellen Erscheinungsform Japans bis 1945 als „Familienstaat“ in

Abschnitt 3.
33 Vgl. Mae 2002: 238. Die Autorin schreibt: „dadurch, daß sich Japan zwar mit der westlichen

Modernisierung auseinandergesetzt hat, sich dabei aber nicht aus der Verwurzelung in der eigenen
Kultur gelöst hat, entstand eine komplexe Vermischung und Überlagerung der westlichen und der
japanischen Konzepte von Öffentlichkeit und Privatheit, die den Demokratisierungsprozeß
erschwert hat.“ (Mae 2002: 238). Insofern sind der Übertragung theoretischer Annahmen auf
unterschiedliche historisch-kulturelle Kontexte Grenzen gesetzt, soweit sie normative Erwartungen
betreffen (vgl. Croissant 2000: 335).
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zeugend darauf hin, dass durchaus eine stabile öffentliche Sphäre in dem autori-

tären Herrschaftssystem Japan bestanden habe, wenn man die Öffentlichkeit vom

„Telos der Demokratie“ löse.34 Dabei verweist sie auf nicht zuletzt reiche Traditi-

onen der Edo-Zeit (1600/1602–1868). In dieser Epoche habe es eine alltägliche

politische Agitation unter Bauern und Städtern, heterodoxe Weltanschauungen

und sozialen Dissens in den aufkeimenden Lehranstalten sowie kritische Ausein-

andersetzungen mit der Standardkultur innerhalb des Theaters und literarischer

Kreise gegeben. Die Moderne ihrerseits habe eine blühende Presselandschaft, Par-

teien- und Gewerkschaftsgründungen, eine Mannigfaltigkeit in Religion und schu-

lischer Ausbildung sowie von Freiwilligkeit geprägte Organisationsformen nahezu

jeder Art hervorgebracht.35 Beachtenswert ist der Zugang Berrys insofern, als er

uns die japanische Öffentlichkeit in Zeiten der autoritären Herrschaft nicht als

Sphäre verstehen lässt, in der die Souveränität des Volkes, das Kernelement des

demokratischen Prinzips, vertreten wurde, in der aber die politische Führung

durchaus gründlich geprüft und kritisiert werden konnte. Die japanische Öffent-

lichkeit vor 1945 habe mit Ausnahme der extremen Linken weder auf eine Form

der Herrschaft des Volkes noch auf uneingeschränkte Volksrechte abgezielt:

„Leaders might be tempered – by fierce eligibility requirements, ruthless competition
for and within office, an ideology of public service and imperial devotion, and the sur-
veillance of critics. The people, however, were an imponderable variable – divided in
interest, disparate in achievement, viscous in movement. More suspicious of people than
leaders, the polity was founded on the values of responsibility and expertise in officials,
clarity and transcendence in decisions. It consequently had to tolerate the ultimate in-
dependence of leaders from public opinion. It had to imagine an ultimate community
of national interest.“36

Der Historiker Mitani Hiroshi, der einen seiner Forschungsschwerpunkte auf die

japanischen Geschichte im 19. Jh. unter besonderer Berücksichtigung der Meiji-

Restauration legt,37 konstatiert überraschend, „Öffentlichkeit entstand in Japan

erstmals im dritten Viertel des 19. Jahrhunderts“, und zwar „1853 unversehens

aufgrund einer Initiative von oben“.38 Mitani nimmt hier inhaltlich Bezug auf die

Unsicherheit der Zentralregierung (bakufu), wie mit dem von Commodore Perry

1853 überbrachten Vertragsangebot der USA hinsichtlich der Aufnahme diploma-

tischer Beziehungen und der Öffnung einiger Häfen umzugehen sei. Der daraus
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35 Berry 1998: 134.
36 Berry 1998: 137–138.
37 Vgl. Mitani 1997; Mitani 2006.
38 Mitani 2011: 4–5.
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resultierende Diskussionsprozess mit den Vasallen war angesichts der bisherigen

Machtfülle der Zentralregierung im Verhältnis zu den etwa 260 Lehensfürsten

(daimyō) bis dahin einzigartig und ermöglichte der Führungsschicht des Krieger-

standes einen vorübergehenden Einfluss auf politische Fragen, bis auch sie von den

Restaurationsbemühungen zur (Wieder-)Einführung einer direkten kaiserlichen

Herrschaft einer Allianz aus niederen Samurai und Angehörigen des Hofadels

davongetragen wurden. Ohne Zweifel handelt es sich bei dieser Aktion um Kom-

munikation auf der ersten der habermasschen Ebenen, die allerdings in dieser Form

aufgrund eines eher ritualisierten Umgangs der Zentralregierung mit der poli-

tischen Peripherie der Lehensfürstentümer bis dato in Japan noch weniger institu-

tionalisiert war. Allerdings wäre zu untersuchen, ob nicht auch schon für die Edo-

Zeit – gleichförmige wie andersartige – Existenzformen von Öffentlichkeit im

Sinne Berrys identifizierbar sind. In einem politischen Zusammenhang könnte man

beispielsweise die Aufrichtung von Eingabe- bzw. Zurechtweisungskästen

(meyasubako, sojōbako, isamebako) durch das bakufu selbst oder durch eine

große, wachsende Minderheit der Lehensfürsten sowie in einzelnen Dörfern als

geschlossene Selbstverwaltungseinheiten in analoger Weise als politisches Kommu-

nikationsmittel werten, zumal die übermittelten Petitionen nicht ausschließlich

zum Abbau von Spannungen gegenüber den Autoritäten und zur Vermeidung sozi-

alen Aufruhrs die Illusion einer Beteiligung der Krieger und der Angehörigen nie-

derer Stände an der Politik vermittelten, sondern tatsächlich direkten Einfluss auf

politische Entscheidung bis hin zur Ausbildung eines zukünftigen Nachfolgers

eines Lehensfürsten gewannen.39 Weder die Diskussionen des Jahres 1853 im Inne-

ren der politischen Struktur noch das Edo-zeitliche Instrument der Eingabekästen

als semi-administrative Maßnahme, das über eine lange Tradition in der chine-

sischen und japanischen Verwaltung verfügt, sind etwa als erste, zarte Triebe einer

demokratischen Entwicklung zu werten, sondern stellen nur ein schlichtes Werk-

zeug bürokratischer Herrschaftsausübung dar.

Die idealtypische Bindung der Zivilgesellschaft an die Gewaltfreiheit scheint

in der praktischen Analyse eines möglichen zivilgesellschaftlichen Engagements im

Japan vor 1945 nicht zielführend zu sein. In der hier vertretenen Struktur der japa-

nischen Zivilgesellschaft in historischer Perspektive sind weder auf einen poten-

ziellen Gegner gerichtete Gewaltziele noch Gewaltmittel völlig auszuschließen.

Dies nimmt in der Anfangsphase des Untersuchungszeitraums bis 1945 unter tat-
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Verbreitung, 432–440 zum Zweck dieses Kommunikationsmittels und abschließend 452–453 zu
ihrem Niederschlag in der aktuellen Politik und Ausbildung eines Lehensfürsten in spe, zur Fallstu-
die Tosa zusätzlich Roberts 1997.
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sächlicher Missachtung seines eigentlich zutiefst pazifistischen Zugangs Bezug auf

das von Mengzi (alias Mencius, ca. 372–289 v. Chr.) in der Nachfolge Kongzis

(alias Konfuzius, 551–479 v. Chr.) postulierte „Recht zur Revolution“ zur Besei-

tigung schlechter Herrscher40 und auf die in dieser Tradition stehende, vom

Gelehrten Wang Yangmin (jap. Ō Yōmei, 1472–1529) entwickelte Lehre des Neo-

konfuzianismus, die so genannte Yōmei-gaku, als Verpflichtung zur „Einheit von

Erkenntnis und Handeln“ in ihrer praktischen Anwendung bei der Analyse gesell-

schaftlicher Prozesse. Nicht zufällig wurde in sozialistischen Studiengruppen der

Meiji-Zeit, eher ihrem Charakter als Bildungseinrichtung denn als politischem

Kampfplatz entsprechend, in Abgrenzung zu Karl Marx über Mencius als Schöpfer

einer autochthon ostasiatischen Utopie egalitärer Gesellschaftsvorstellungen dis-

kutiert.41 Die Yōmei-gaku – als leitende politische Philosophie hinter vielen der

allerdings stets lokal begrenzten Aufstände42 der Edo-Zeit – wirkte insofern in die

Meiji-Zeit hinein, als auch in den gewaltsamen, politisch, sozial oder wirtschaftlich

motivierten Revolten in der Frühphase jener Epoche bis zur Etablierung und Kon-

solidierung des scheinkonstitutionellen Systems nach 1889 die Umsetzung ihres

Leitmotivs einer „Korrektur der Welt (yonaoshi)“ reklamiert wurde. Forderungen

nach einer Rücknahme der als ungerecht empfundenen Maßnahmen und nach

einer Implementierung von als gerecht empfundenen sozialen Reformen wurden

(mithin in Fortsetzung einer aufrührerischen Tradition der Edo-Zeit) trotz vorher-

sehbarer Erfolglosigkeit und strenger Ahndung des Ungehorsams in einer großen

Geste selbstorganisiert und gewaltsam aufgestellt.43

In gleicher Weise ist eine vollständige Trennung von historischer Zivilgesell-

schaft und dem Phänomen der Gewalt im Rahmen einer späteren, partiell zivilge-

sellschaftlichen Akzeptanz der Prämissen eines ethnischen Nationalismus

(minzokushugi) schwer vertretbar, soweit dieser sich zugleich jenseits rechtlicher

oder politischer Fragen auf der Grundlage eines Überlegenheitsgefühls gegenüber

anderen (ostasiatischen) Nationen aus einer „Vielzahl kultureller und literarischer

Theorien über Identität, das Selbst und die Gesellschaft“44 im Sinne einer „kultu-
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41 Mencius wurde so in Japan zum „konfuzianischen ‚Ahnen‘ des Sozialismus“ (vgl. Chesneaux
1974: 31).

42 Exemplarisch ist hier der Aufstand 1837 unter Führung Ōshio Heihachirōs (Ōshio Heihachirō no
ran), eines Samurai, gegen Korruption ungeachtet einer durch Reismangel verursachten Hungers-
not in der Stadt Ōsaka zu nennen, der stark von der Yōmei-gaku inspiriert war. Ōshio (1793–
1837) nahm sich nach Niederschlagung des Aufstandes das Leben (vgl. Morris 1999).

43 Vgl. Scheiner 1973: 584–589.
44 Doak 2001: 7.
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rellen Renaissance“, vornehmlich des japanischen Altertums,45 speiste. Dieser eth-

nische Nationalismus wurde in Teilen der japanischen Zivilgesellschaft beispielhaft

etwa durch die Akzeptanz japanischer Kriegsziele in den 1930er Jahren bis 1945

durch führende Vertreterinnen der Frauenbewegung46 zur Handlungsmaxime und

führte zu Selbstbeschränkung, der Zurückstellung eigener Ziele und zu Akzeptanz

eines militärischen und somit gewaltsamen Engagements auf dem asiatischen Fest-

land und gegen die USA.

2.2 Zur Entwicklung der Tageszeitungen als Massenmedium

Anders als im gegenwärtigen Japan charakterisierte ab der richtungweisenden

Phase der Meiji-Restauration bis in die Phase des Asiatisch-Pazifischen Krieges hin-

ein die „Einmischung“ durch staatliches Handeln stützende oder kritisierende Mei-

nungsäußerungen japanischer Intellektueller den politischen Diskurs.47 Zum

Forum dieser politischen Diskussionen wurde nicht zuletzt eine lebendige Pressel-

andschaft, die in ihrer Entstehungsgeschichte verschiedene Stadien mit unter-

schiedlichen ihr zugewiesenen Aufgaben durchlief. Der Pädagoge, Übersetzer und

Philosoph Fukuzawa Yukichi als der Prototyp des Intellektuellen der Meiji-Zeit

erkannte sehr früh die Bedeutung einer Tageszeitung im Meinungsbildungspro-

zess.48 Allerdings gibt es in der wissenschaftlichen Bewertung der japanischen

Presse zwei widerstreitende Interpretationszugänge über deren Rolle und Einfluss-
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nalismus folglich als ein auf einem „Nationalcharakter“ basierendes Phänomen zu begreifen.
Nation ist „ein Erzeugnis der Geschichte“, ihre „ererbten Eigenschaften […] sind nichts anderes
als der Niederschlag ihrer Vergangenheit, gleichsam ihre e r s t a r r t e  G e s c h i c h t e  [Hervorhe-
bung im Original]“ (Bauer 1907: 18).

46 Im feministischen Diskurs der Kriegszeit (1931–1945) stellt exemplarisch die japanische Frau für
Takamure Itsue (1894–1964), die Begründerin der japanischen Frauengeschichtsschreibung, durch
Mutterschaft (bosei) eine quasi „natürliche“ matriarchale Hegemonie des japanischen Altertums
wieder her (Germer 2003: 46–48). Mit der Auflösung der „Allianz zur Erlangung des Frauenwahl-
rechts (Fusen kakutoku dōmei)“ 1940 verzichtete die Frauenbewegung auf die Durchsetzung einer
ihrer zentralen Forderungen, der nach dem Allgemeinen Frauenwahlrecht (vgl. Vavich 1967: 423;
Garon 1993: 7–8, 35–39).

47 Bellah 1972: 103.
48 Fukuzawa Yukichi (1835–1901) beeinflusste mit pädagogischen und politischen Schriften die

Meiji-Zeit erheblich. In der Schrift „Ermunterung zum Lernen (Gakumon no susume [1872–
1874])“ propagierte er die Gleichheit aller Menschen und deren Aufstiegsmöglichkeiten durch eine
praktische Bildung. Mit dem Aufsatz „Abkehr von Asien (Datsua ron [1885])“, in dem er die Hin-
wendung zum Westen bis hin zu seiner Imitation des Kolonialismus forderte, wurde er kritisiert,
den Expansionismus gestützt zu haben (vgl. Hirayama 2004: 12–18; Matsunaga 2001: 131–150;
Schad-Seifert 1999). Zu einer deutschen Übersetzung des „Datsua ron“ siehe Takeuchi 2005: 158–
161.
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möglichkeiten innerhalb des autoritären Herrschaftssystems. In gleicher Weise, wie

– gelegentlich durchaus euphorisch – die emanzipatorische Funktion japanischer

Zeitungen und ihr wachsender Einfluss auf alle Teilbereiche der Politik49 gewürdigt

werden, stellen andere Wissenschaftler eher ihre Instrumentalisierung im Rahmen

einer staatlichen Lenkung der öffentlichen Meinung und eine strikte Zensurpolitik

des repressiven Staates als mutmaßlich hervorragende Merkmale ihrer Existenz in

den Mittelpunkt der Analyse.50 Ungeachtet einer strengen Aufsicht durch staatliche

Kontrolleinrichtungen über die große Zahl von kurz- oder langlebigen Zeitungen

und Zeitschriften, die bis 1945 entstanden,51 erwies sich das Medium der Presse als

populäres und wirkungsvolles Mittel, seitens unterschiedlichster Interessenvertre-

tungen sowie gesellschaftlicher, politischer oder kultureller Gruppen in die öffent-

liche Diskussion einzugreifen.

Erste Zeitungen entstanden in den 1870er Jahren in ähnlicher Weise wie die

ersten Unternehmen: mit staatlicher Unterstützung. Nicht die Diskussion der

Tagesereignisse, sondern der Aspekt einer beabsichtigten Steigerung des Bildungs-

niveaus des Volkes durch Information als Anforderung des Modernisierungspro-

zesses motivierte zu Investitionen in das Pressewesen. In zeitgenössischer Sicht

schien es, als ließe sich der „Grad des Fortschritts in der Zivilisation eines Volkes“

am zuverlässigsten an seiner Presse ablesen. Die „Presse eines jeden Landes“ biete

„das beste und sicherste Zeichen […] für den Fortschritt seines Volkes auf der Bahn

der Kultur, seiner Sitten und all der anderen Dinge, die gemeinschaftlich das Pro-

dukt ergeben, das wir Zivilisation nennen“.52 

Erstaunlicherweise wurde vor allem im ersten Jahrzehnt nach der Wiederher-

stellung der kaiserlichen Herrschaft sozialer Unfriede und Aufruhr nicht etwa dem

Inhalt staatlicher Reformen, sondern einem Defizit in der öffentlichen Kommuni-

kation mit den Betroffenen einerseits und Unwissen der Beherrschten um die

Zusammenhänge andererseits zugeschrieben. Aus diesem Grunde entstanden lan-

desweit Lese- und Diskussionszirkel von Zeitungen (shinbun kaiwakai), in denen

Artikel vorgelesen und deren Inhalte diskutiert wurden, sowie Räume, in denen

Zeitungen zur freien Lektüre auslagen (shinbun jūransho, shinbun etsuransho)

bzw. dem nicht lesefähigen Interessierten vorgelesen wurden. Später wurden zudem

H I J K L M N O P P Q R S T I I U M V W X Y O Z [ X bezeichnet einen überraschenden Grad an Freiheit der Schreiber,
wenn sie ihre Meinung ausdrückten, als Charakteristikum der Meiji-Restauration (Huffman 1997:
42).

50 Vgl. Mitchell 1983; Kasza 1988.
51 Der Zeitschriftenmarkt wuchs beständig. Im Jahr 1897 waren in Tōkyō 201, in Ōsaka 56 und

national 745 Zeitungen registriert, im Jahr 1903 in Tōkyō 349, in Ōsaka 135 und national 1499
(vgl. Huffman 1997: 389).

52 Jumoto 1904: 574.
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kostenpflichtige Lesesäle eingerichtet, in denen in- wie ausländische Zeitungen und

Bücher informativen Gehalts gegen eine Nutzungsgebühr pro Stunde eingesehen

werden konnten. In der Frühphase der Meiji-Zeit, schon 1872, verpflichtete die

Regierung der Präfektur Yamanashi beispielsweise qualifizierte Bewohner der Dör-

fer ihres Regierungsgebietes (Shintō-Priester, buddhistische Mönche und gebildete

Grundbesitzer), sechsmal monatlich aus Zeitungen den nichtlesefähigen Dorfbe-

wohnern wichtige Meldungen vorzulesen. Zeitungen wurden dazu von staatlicher

Seite für alle Einrichtungen kostenlos bereitgestellt, wodurch, zusammen mit Por-

tovergünstigungen in der Zustellung und Abonnements im großen Umfang, die

offiziellen Stellen zu einem bedeutenden Financier der ersten japanischen Zei-

tungen wurden.53

Angesichts der komplizierten Struktur der japanischen Schrift lassen sich nur

schwer Aussagen zur Lese- und Schreibfähigkeit der Gesamtbevölkerung in der

Meiji-Zeit treffen, obwohl dieser Sachverhalt praktischen Einfluss auf die Bedeu-

tungszunahme japanischer Tageszeitungen am Ende des 19. und zu Beginn des

20. Jh.s hat. Unter Berücksichtigung großer struktureller Unterschiede zwischen

Großstädten und ländlichen Regionen ist davon auszugehen, dass das Problem der

Lese- und Schreibunfähigkeit noch bis etwa 1920 als gesamtgesellschaftliche Auf-

gabe bestand.54

Japanische Tageszeitungen durchliefen nach einer bis etwa 1874 anhaltenden

Phase staatlicher Patronage und einer Funktion als „Agenten der Zivilisierung und

Diener der Herrschenden“ weitere Entwicklungsstadien, in denen sie zwischen

1874 und 1884 nur mühevoll ihre Unabhängigkeit wahren konnten, um vor allem

bis etwa zum Ersten Chinesisch-Japanischen Krieg (Nisshin sensō) 1894/95 zu

Advokaten unterschiedlicher parteipolitischer Positionen zu werden. Nicht zuletzt

die Zweite Industrielle Revolution (daini sangyō kakumei) nach diesem Krieg, mit

der mit ihr einhergehenden, zumindest für die Städte geltenden Steigerung des

Lebensstandards, führte zu wachsender wirtschaftlicher Stabilität durch eine

Zunahme der Werbeeinnahmen, einer Steigerung der Abonnentenzahlen, aber

auch zu größerer Konkurrenz unter den Zeitungen. Im politischen Diskurs der Zeit

gewannen die Tageszeitungen aufgrund ihres hohen Verbreitungsgrades nunmehr

einen weitgehend keinesfalls immer im Sinne demokratischer Prinzipien und der

Friedfertigkeit eingesetzten Anteil an der politischen Meinungsführerschaft,55 den

\ ] N O P P Q R S T I I U ^ \ \ _ \ ` M

54 Rubinger 2000: 164–166 zur Kritik bisheriger Erhebungen, 193–195 zu genderbedingten und
regionalen Unterschieden; Torrance 1996: 338 zum Lehrmaterial.

55 Siehe dazu exemplarisch die Rolle der Tageszeitungen im Kontext des Russisch-Japanischen
Krieges 1904/05 in Abschnitt 5 dieses Textes.
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sie bis zu den kriegsbedingten Einschränkungen ihrer Verbreitung durch steigende

Papierpreise und Zerstörungen von Druckereien in der ersten Hälfte der 1940er

weitgehend behaupten konnten.56

3. Der „Geist in den Institutionen“: kokutai57

Ein erster Blick auf die äußere Struktur des nach der Meiji-Restauration 1868 ent-

stehenden Staatswesens lässt den Eindruck des schon aus Europa Bekannten ent-

stehen. Mit einem Rückgriff auf Herrschaftsstrukturen des japanischen Altertums,

der Nara-Zeit (710–784/794) also, schuf man 1868 als Ersatz für das bakufu

zunächst eine neue Struktur politischer Herrschaft, um diese dann 1885 vollständig

durch ein Kabinettssystem nach europäischem Vorbild abzulösen. 1869 gaben die

Lehensfürsten ihre Lehen an den Kaiser zurück, worauf 1871 die Einrichtung von

3 Stadtverwaltungen und 72 Präfekturen erfolgte. Die Umwandlung der Edo-zeit-

lichen Vier-Stände-Gesellschaft der Krieger (shi), Bauern (nō), Handwerker (kō)

und Kaufleute (shō) in ein nur scheinbar egalitäres System von „Bürgern (heimin)“,

die Einführung der allgemeinen Schulpflicht 1872 und die Aushebung einer Wehr-

pflichtigenarmee sowie eine umfassende Reform des Grundsteuersystems (chiso)

1873 leiteten den Umbau des Herrschaftssystems in eine japanisch geprägte,

(schein-)konstitutionelle Monarchie ein. Die konkreten Inhalte der zu schaffenden

Verfassung waren bis in die 1880er Jahre hinein Gegenstand eines harten, gelegent-

lich auch nicht gewaltfreien Diskurses. In einer frühen Phase der Meiji-Zeit konnte

dennoch auf breiter zivilgesellschaftlicher Basis ohne Ansehen der Person und ihres

Bildungsstandes intensiv über das zu schaffende Verfassungswerk, einschließlich

einer Suche nach dem für die japanischen Besonderheiten adäquatesten Vorbild

unter den Großmächten, diskutiert werden.

Mit der „Eidescharta der fünf Artikel (Gokajō no goseimon)“58 hatten im Früh-

jahr 1868 stellvertretend für den erst fünfzehnjährigen Meiji-Tennō (1852–1912)

die Führer der Restaurationsbewegung die Initiative im beginnenden Gestaltungs-

prozess des politischen Systems Japans unmittelbar nach der Meiji-Restauration

für sich beansprucht. Unter der Maßgabe der „Modernisierung“ Japans59 verspra-

a b c d e e f g h i j j k l a k m i i i m i a n m o i n p

57 Diese Darstellung der geistesgeschichtlichen Grundlage des modernen Japan bis 1945 geht auf
Vorarbeiten des Autors zurück (Sprotte 2007a: 24–29).

58 Zum japanischen Originaltext siehe Hani 1997: 428–429; zur deutschen Übersetzung Rahn 1990:
59; eine englische Übersetzung in: Tsunoda et al. 1964: 136–137.

59 Zu einer Bewertung der Kategorie „Modernisierung“ und ihrer Brauchbarkeit in der historischen
Analyse siehe Garon 1994: 346–366.
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chen sie öffentliche Diskussionen aller Staatsangelegenheiten in Versammlungen,

wie es in dem kaiserlichen Edikt heißt, und suggerierten so eine gewisse Freiheit

der Struktur des entstehenden Staatswesens und der Diskussionen breiter gesell-

schaftlicher Schichten bezüglich seiner verfassungsmäßigen Basis. Dennoch kristal-

lisierte sich durch das Konzept des kokutai60 mit der Prämisse einer zu direkter

Herrschaft berufenen und sich blutsverwandtschaftlich direkt auf die Sonnengott-

heit Amaterasu Ōmikami – jenes Kindes des Götterpaares Izanami und Izanagi, das

durch seinen Schöpfungsakt in der Urzeit die japanischen Inseln geschaffen habe –

zurückführenden und seit Urzeiten ununterbrochenen Dynastie von Tennō61 (bansei

ikkei) eine staatsphilosophische Begründung der nur scheinbar direkten Tennō-

Herrschaft heraus, die derartige Diskussionen nach offizieller Lesart weitgehend

ausschließen musste. Elemente wie die Befürwortung einer generellen Überlegenheit

des japanischen Staates und ethische Kategorien des Neo-Konfuzianismus hinzu-

fügend, konstituierte dieser Sachverhalt eine „spezifisch japanische Denktradition“,

die als wesentliche Legitimitätsgrundlage des politischen Systems in Japan von ihrer

Entstehung in der späten Edo-Zeit (1600/1602–1868), ihrer begrifflichen wie ins-

titutionellen Weiterentwicklung in der Meiji-Zeit (1868–1912) bis zum August

1945 diente.

Dem theoretischen Axiom der „Überzeugung von der historischen Wahrheit

und Wirklichkeit der alten Geschichtsüberlieferungen“62 (namentlich also den Dar-

stellungen der ältesten japanischen Überlieferungen kojiki und Nihon shoki des

8. Jh.s) folgend, wurde diese seit Urzeiten existierende Dynastie japanischer Tennō

zur Achse des nach 1868 entstehenden Herrschaftssystems. Zugleich stellt dieses

Konzept eine Synthese zweier, bisher voneinander unabhängiger Denkrichtungen,

der des Shintō als der autochthonen Religion Japans und des auch als politische

Philosophie interpretierbaren Konfuzianismus dar. Diese Verbindung religiöser

bzw. philosophischer Konzepte ist unter dem Motto „Einheit von Shintō und Kon-

fuzianismus (shinju itchi)“ zu fassen. Dem vorauszugehen hatte die Trennung der

synkretistischen und in der Edo-Zeit herrschaftsstabilisierend wirkenden Verbin-

dung des Shintō und Buddhismus, in der die Sonnengottheit etwa dem „sonnen-

gleichen“, kosmischen Buddha Vairocana gleichgesetzt wurde. Die Übertragung

b n q r s t u v w s v x y d h z s g h z v u { x v in westlichen Sprachen: national body, national polity, national entity,
„Staatsform, Struktur des Staates“ und „Ehre des Staates“ über „Nationalwesen“ und „National-
Wesenheit“ bis hin zu „Staatsidee“, „(japanische) Reichsidee“ und „Staatskörper“ (vgl. Antoni
1987: 267; Antoni 1991: 32–33).

61 Hierbei handelt es sich um das entscheidende Unterscheidungsmerkmal zum chinesischen Kaiser-
tum, wo der Herrschaftsauftrag, das „Mandat des Himmels (Chin.: tianming, Jap.: tenmei)“ durch
unethisches Verhalten der Herrscher abhandenkommen konnte.

62 Antoni 1991: 133.
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dieser Synthese von Shintō und Konfuzianismus auf die politische und soziale

Wirklichkeit Japans in der zweiten Hälfte des 19. Jh.s führte zur Interpretation des

japanischen Staates als eines „Familienstaates (kazoku kokka)“. An der Spitze des

Staates ständen, einer unabänderlichen Gesetzmäßigkeit folgend, die Tennō als

(göttliche) Nachkommen des mythischen Ur-Ur-Enkels der Sonnengottheit und

von ihr selbst mit der Herrschaft über die japanischen Inseln beauftragten Jinmu

Tennō, aus dem 7. vorchristlichen Jh. Der Idee des „Familismus (kazokushugi)“

entsprechend sei der japanische Staat einer realen Familie gleichzusetzen – mit dem

Tennō als Familienoberhaupt und den aus der Gesamtheit des japanischen Volkes

bestehenden, ihm untergeordneten Familienmitgliedern, die dem Monarchen

gegenüber zu bedingungslosem Gehorsam verpflichtet seien. Die Instrumentalisie-

rung dieser „erfundenen Tradition“ erwies sich als ein auf den Modernisierungs-

prozess stabilisierend wirkendes Konstrukt einer imaginierten Beständigkeit zwi-

schen der sich in der Erinnerung zu einer nahezu paradiesischen Epoche sozialer

Sicherheit verklärenden Edo-Zeit und der mit sozialer Unruhe und möglichem Sta-

tusverlust drohenden Meiji-Zeit.

Der bereits genannte Politikwissenschaftler Maruyama Masao interpretiert

das kokutai als „nichtreligiöse Religion (hishūkyōteki shūkyō)“, die eine

„magische Macht“ besessen habe und die er in ihrer späteren Entwicklung für die

Ursache des gesellschaftlichen Drucks und der unbegrenzten Verantwortlichkeit

der Untertanen hält.63 Im Kommentar zu einer Übersetzung eines wichtigen, wenn

nicht des bedeutendsten Werkes im Konstruktionsprozess des kokutai, den „Neuen

Erörterungen (shinron)“ Aizawa Seishisais (1782–1863) aus dem Jahr 1825, heißt

es zum Konzept des kokutai folgendermaßen:

Der Tennō „ist ‚Doppelagent‘ im Dienste der Realisierung des ‚Himmlischen Werkes‘,
d.h. der weltweiten Verbreitung der himmlischen Normen entsprechenden sittlichen
Haltung. Einerseits ist er Mensch, der die Götter verehrt, und hierdurch den Menschen

zum Vorbild wird. Durch diese Vorbildfunktion ist er andererseits Gott für die Men-

schen, die er beherrscht. Als Agens der Menschen sichert er ihnen durch seine Anbetung
der Götter den ‚Segen‘ des Himmels, als Agens der Götter verbreitet er deren himmlischen

Segen auf der Erde. Dieser Segen ist die durch die Einheit des sittlichen Verhaltens mit

den himmlischen Normen erfolgte Gewährung spirituellen und materiellen Wohlbefin-
dens.“64 

Die Tennō-Herrschaft wird somit in Abwesenheit einer anderen (quasi-)religiösen

Alternative zur geistigen „Achse“ des sich modernisierenden Staatswesens

Japans.65 Die im Japan der Meiji-Zeit zu beobachtende Verschmelzung geistiger

| } ~ � � � � � � � � � � � � � � � � | �

64 Stanzel 1982: 84.
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Autorität mit politischer Macht bei gleichzeitiger Abwesenheit einer den Staat und

die Gesellschaft transzendierenden moralischen Qualität habe so zwangsläufig das

entstehende politische System in seinem Kern entscheidend geprägt.66 In der Ana-

lyse dieses Systemkerns, wie er vor allem im „Kaiserlichen Erziehungsedikt“ 1890

mit seinen Prinzipien der Kaiserverehrung, der Opferbereitschaft in Kriegs- und

Krisenzeiten, des Patriotismus und der konfizianischen Tugenden kindlicher Pietät

gegenüber dem Herrscherhaus zum Ausdruck kommt,67 ist folglich eine Trennung

der geistig-moralischen Ebene einerseits, auf der traditionelle japanische Wertvor-

stellungen weiterbestanden hätten, und den Institutionen andererseits, die einer

„Europäisierung“68 ausgesetzt gewesen seien, nicht tragfähig. Wichtig ist das Ver-

ständnis, „wie der Geist in den Institutionen, der Geist, der die Institutionen

schafft, mit der konkreten Wirkungsweise dieser Institutionen“ interagierte. In

diesem Kontext spricht wieder der Politikwissenschaftler Maruyama Masao von

der „erkenntnistheoretischen Struktur des japanischen Staates“. Er hält eine Unter-

scheidung von nationalen und individuellen Eigentümlichkeiten auf weltanschau-

lichem oder geistig-seelischem Gebiet und den Funktionen der „materiellen“, also

universalen politischen und ökonomischen Institutionen für falsch und legt viel-

mehr sein Augenmerk darauf, ein Verfassungssystem wie das japanische, das Ele-

mente einer politischen Ethik enthalte, auch in der Gesamtstruktur auf den Geist

„in den Institutionen“ hin zu untersuchen.69

4. Die rechtlichen Rahmenbedingungen einer historischen 

Zivilgesellschaft

Die politische Partizipation mittels des Wahlrechts war in Japan bis 1945 nur Män-

nern und auch diesen nur eingeschränkt möglich. Dabei erfuhr die entsprechende

Wahlgesetzgebung mehrere Änderungen. Das Zensuswahlrecht zur ersten Wahl

zum Unterhaus (shūgiin) des japanischen Parlaments verlangte von einem japa-

nischen Staatsbürger im Alter von nicht weniger als 25 Jahren, dass er mindestens
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mentierte, nur das Kaiserhaus könne angesichts der Schwäche der Religionen in Japan als „Achse
des Staates (kokka no kijiku)“ dienen (vgl. Maruyama 1988: 44–45; Irokawa 2007: 300–301).

66 Seifert 1999b: 155.
67 Zum Volltext des Kaiserlichen Erziehungsedikts siehe Ōhara 1996: 8–9 für die kommentierte japa-

nische Fassung; Ōhara 1996: 45 für die vom Erziehungsministerium 1909 autorisierte deutsche
Übersetzung.

68 Vgl. Sakai 1977: 77.
69 Vgl. Maruyama 1988: 50–51.
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15 Yen an direkten Steuern entrichtete, um an der Wahl teilnehmen zu können.

Nur etwa 1,2% der damals ca. 40 Millionen zählenden japanischen Bevölkerung

erfüllten diese Bedingungen. In Wahlrechtsänderungen 1900 und 1919 wurde dieser

Steuersatz zunächst in zwei Schritten auf 10 Yen und dann auf 3 Yen gesenkt.

Wesentliche Verbesserungen in den Partizipationsmöglichkeiten brachten diese

Wahlrechtsänderungen aber nicht, da beispielsweise 1902 bei der Wahl zum 7. Par-

lament, der ersten nach Änderung der Wahlgesetzgebung, nach wie vor nur etwa

2,2% der japanischen Bevölkerung das Wahlrecht innehatten. Erst die Einführung

des Allgemeinen Wahlrechts70 für Männer über 25 Jahren 1925 ermöglichte es

zumindest 20% der japanischen Bevölkerung, sich stärker in den politischen Wil-

lensbildungsprozess einzubringen.71 Unbekannt ist dabei weitgehend, dass auch in

Japan lebende Taiwanesen und Koreaner unter gleichen Bedingungen aufgrund der

japanischen Kolonialherrschaft über Taiwan seit 1896 und über Korea seit 1910

das Wahlrecht erwarben.72 Frauen blieb bis zur Niederlage Japans im Asiatisch-

Pazifischen Krieg das Wahlrecht verwehrt, nachdem ein für sie ohnehin unbefrie-

digender Versuch, ihnen ein auf die regionalen Interessenvertretungen beschränktes

Wahlrecht zu erteilen, letztmalig 1931 am Widerstand des Oberhauses nach vor-

heriger Zustimmung des Unterhauses gescheitert war.73

Auf die große Bedeutung des Assoziationswesens bzw. seiner Grenzen für die

Entstehung und Entwicklung einer Zivilgesellschaft muss nicht ausdrücklich hin-

gewiesen werden. Ungeachtet der deutlich eingeschränkten Möglichkeiten poli-

tischer Partizipation zeigt sich das japanische Vereinswesen bis zu seiner staatlichen

Gleichschaltung Anfang der 1940er Jahre ebenso wie das Pressewesen des Landes

als in gleichem Maße lebendig wie vielfältig. Der rechtliche Rahmen ihrer Existenz

wurde durch eine Reihe von Verordnungen und Gesetzen geschaffen, die hier in

chronologischer Reihenfolge genannt werden:

• Die „Zeitungsverordnung (Shinbunshi jōrei)“ 1875,

• die „Versammlungsverordnung (Shūkai jōrei)“ 1880,

¤ ¥ ¦ § ¨ © ª « ¬  ¨ ® « ¯ °  ¨ ± ²  ³ ¨ ´ µ ¶ ¥ ¥ · ´ ¸ µ ¶ ¹ º » ·  ¸ ¨ ´ von der Verabschiedung zweier, sich ergänzender
Polizeigesetze flankiert, die das Aufkommen als „radikal“ empfundener politischer Strömungen
eindämmen bzw. kanalisieren sollten (Hartmann 1996: 93, 151).

71 Hartmann 1996: 66, 88, 128, 150.
72 Mit Pak Ch’un-gum (1891–1973) wurde 1932 ein Koreaner für den 4. Wahlkreis Tōkyōs, in dem

die Arbeiterviertel Honjo und Arakawa lagen, ins Unterhaus gewählt, in welchem er zwei Legisla-
turperioden verblieb. Noch am 4. April 1945 wurden außerdem 10 Vertreter der Kolonien Korea
und Taiwan zu Abgeordneten des Oberhauses (kizokuin) ernannt (vgl. The Nakano Library o.J.a).

73 Nolte 1986: 712–713.
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• die „Verfassung des Großjapanischen Kaiserreichs (Dai-Nippon teikoku

kenpō [hier: Meiji-Verfassung])“ 1889,

• das „Gesetz für Versammlungen und politische Vereine (Shūkai oyobi

seishahō)“ 1890,

• das „Verlagsgesetz (Shuppan hō)“ 1893,

• das Bürgerliche Gesetzbuch (Minpō) 1898,

• das „Gesetz der Polizei für öffentliche Sicherheit (Chian keisatsu hō)“ 1900,

• das „Zeitungsgesetz (Shinbunshi hō)“ 1909,

• das „Gesetz zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit (Chian iji hō)“

1925,

• das „Gesetz für religiöse Körperschaften (Shūkyō dantai hō)“ 1940,

• das „Gesetz zur Sicherstellung der Landesverteidigung (Kokubō hoan hō)“

1941,

• die „Verordnung zur Beschränkung der Berichterstattung von Zeitungen

usw. (Shinbun nado keisai seigen rei)“ 1941

• und das „Gesetz über die vorübergehende Kontrolle des Vereinswesens, der

Versammlungen, des Verlagswesens, der Meinungsfreiheit usw. (Genron,

shuppan, shūkai, kessha nado rinji torishimari hō)“ 1941.

Mit Ausnahme der allgemein gehaltenen Bestimmungen der Verfassung von 1889

zu den Assoziationsmöglichkeiten der Untertanen sind alle anderen Rechtsvor-

schriften durch ein starkes Kontrollmoment gekennzeichnet: Genehmigungsver-

fahren zur Erteilung von Lizenzen, die Vorlage von Druckerzeugnissen und deren

Genehmigung durch die Zensur sowie die Hinterlegung von Kautionen etc.

Als grundlegendster Text unter den Genannten bestimmte § 29 der Meiji-Ver-

fassung, dass japanische „Untertanen […] im Rahmen der Gesetze die Freiheit der

Rede, der schriftlichen Äußerung, der Veröffentlichung, der Versammlung und der

Vereinsbildung“ genossen.74 Dazu erkannte Itō Hirobumi in seinem autoritativen,

in englischer Sprache publizierten Verfassungskommentar an, dass durch Reden,

Schriften, Veröffentlichungen, öffentliche Versammlungen und Assoziationen Ein-

fluss auf die politische oder soziale Sphäre ausgeübt werde. Er fährt fort:

„In every constitutional country, full freedom is granted in all of these particulars, in
so far as there is no abuse of them by way of commission of crime or of disturbance of
peace and tranquillity; and it is hoped that in this way interchange of thought may be
promoted, and that useful materials may thus be supplied for the advancement of civi-
lization. But as every one of these edged tools can easily be misused, it is necessary for

¤ ¼ ½ § ¯ § ¨  ¯ ´ ª ® « ¾ ´ ¸ ² ¹ ¥ ¥ ¥ ¿ ¹ ¼ À Á
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the maintenance of public order, to punish by law and to prevent by police measures
delegated by law, any infringement by use thereof upon the honor or the rights of any
individual, any disturbance of the peace of the country, or any instigation to crime.“75

Von zentraler Bedeutung für eine beabsichtigte Vereinsgründung, unabhängig ihres

Fokus, war somit der Rechtsvorbehalt, wie ohnehin alle verfassungsmäßigen

Rechte des japanischen Staatsbürgers diesem unterlagen. Dies folgt in grundle-

gender Weise und in Abgrenzung zum Konzept natürlicher, mithin also unveräu-

ßerlicher Menschenrechte (tenpu jinken) dem in der Meiji-Verfassung stringent

verfolgten Prinzip ausschließlich staatlich gewährter und in Abhängigkeit vom

Staat entstehender Menschenrechte (kokufu jinken)76 mit den weit größeren Mög-

lichkeiten ihrer Beschränkung, soweit es sich als dienlich erweisen sollte.

Der in der Verfassung eher allgemein gehaltene Begriff des „Vereins“ bedurfte

in der Folge einer Konkretisierung durch weitere Gesetze. Das nach einem längeren

Kodifizierungsstreit letztlich 1898 in Kraft getretene Bürgerliche Gesetzbuch

Japans regelte beispielsweise die Gründung „gemeinnütziger Körperschaften

(kōeki hōjin)“, zu denen es in § 34 des Buches erklärend heißt, dass „[r]eligiöse,

wohlthätige, wissenschaftliche, künstlerische, sowie sonst den öffentlichen Nutzen

bezweckende Vereine und die schon als solche nicht auf Erwerb gerichteten Stif-

tungen […] mit Erlaubnis der zuständigen Behörde juristische Personen werden“

konnten.77 Zu diesen nicht auf wirtschaftlichen Gewinn bedachten Stiftungen tra-

ten außerdem die so genannten „Kaiserlichen Stiftungen (onshi zaidan)“ als beson-

derer Ausdruck mäzenatischen, wenn auch nicht immer politisch völlig unmoti-

vierten Handelns des Kaiserhauses78, wenngleich für diese keine besonderen

rechtlichen Vorschriften getroffen wurden. Darüber hinaus förderte die kaiserliche

Familie mit Geldgaben humanitär orientiertes zivilgesellschaftliches Engagement.

Exemplarisch wäre hier der besondere Einsatz der Ehefrau des Meiji-Tennō, der

Â Ã Ä Å Æ Ç È È É Ê Ã Ã Ë Ã Ì Í

76 Seifert 1999a: 316–317.
77 Zitiert nach Lönholm 1897: 11; zu einer späteren Übersetzung siehe Vogt 1927: 8.
78 Dazu gehören die 1911 gegründete „Wohltätigkeitsgesellschaft (Saiseikai)“, die 1933 anlässlich

der Geburt des Kronprinzen und gegenwärtigen Tennō gegründete „Gesellschaft zur liebevollen
Erziehung von Mutter und Kind (Boshi aiikukai)“ und die ursprünglich 1946 zur Unterstützung
der Kriegsopfer und aus den ehemals von Japan besetzten Gebieten auf dem asiatischen Festland
Repatriierten gegründete „Gesellschaft zum Schutz der Landsleute (Dōhō engokai)“. Die juristi-
schen Formen der Gründung variieren. War die Saiseikai nicht zuletzt als „staatssozialistische“
Antwort auf eine als Bedrohung empfundene sozialistische und anarchistische Bewegung nach der
Hochverratsaffäre (taigyaku jiken) 1910 konzipiert, wurde sie entsprechend öffentlichkeitswirk-
sam durch ein „kaiserliches Dekret (chokugo)“ institutionalisiert. Bei der Boshi aiikukai beispiels-
weise reichte eine „kaiserliche Anweisung (gosatasho)“ des Shōwa Tennō (1901–1989) an seine
Regierung aus. Zur Gründung der Saiseikai und ihres politischen Hintergrunds siehe Sprotte 2001:
306–311.
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Shōken kōtaigō (1849–1914), in der Gründungs- und Konsolidierungsphase des

Japanischen Roten Kreuzes zu nennen.79

Die Gründung von Vereinen politischer Ausrichtung bzw. von Parteien (seiji ni

kansuru kessha) hatte auf der Grundlage der beiden den Untersuchungszeitraum

maßgeblich prägenden Sicherheitsgesetze zu erfolgen. Auf der Grundlage des

„Gesetzes der Polizei für öffentliche Sicherheit“ aus dem Jahr 1900 waren sie bei

der nächstgelegenen Polizeistation anzumelden und durch das Innenministerium

zu genehmigen. Verboten war die Beteiligung an derartigen Assoziationen (1) Sol-

daten des Heeres und der Marine im aktiven Dienst oder in der mobilisierten

Reserve und Ersatzreserve, (2) Angehörigen der Polizei, (3) Shintō-Priestern, bud-

dhistischen Mönchen und Geistlichen aller anderen Religionen, (4) dem Lehrper-

sonal, Schülern und Studenten staatlicher, städtischer und privater Schulen, (5)

Frauen (bis zur Revision des Gesetzes 1922), (6) Minderjährigen und (7) Personen

mit vorübergehendem oder dauerhaftem Verlust der staatsbürgerlichen Rechte.

Mit einem außerordentlich vage formulierten Verbot von Massenstreiks (dōmei

higyō) zog dieses Gesetz eine besondere politische und wissenschaftliche Aufmerk-

samkeit auf sich, da Gewerkschaften zwar ein generelles Koalitionsrecht zugestan-

den und dennoch zugleich eine Kriminalisierung der Arbeiterbewegung juristisch

zumindest ermöglicht wurde. Einige politische Richtungen, wie etwa die sozialis-

tische oder anarchistische Bewegung des Landes, sahen sich in ihren Organisati-

onsversuchen einer ständigen Kontrolle und häufigen Verboten ausgesetzt.80 In der

Anwendung vorhergehender Gesetze bezüglich der Versammlungs- und Vereinsbil-

dung, hier vor allem der „Versammlungsverordnung“ von 188081 und dem „Gesetz

für Versammlungen und politische Vereine“ von 1890,82 scheint sich die machtpo-

litische Rigorosität im Vergleich zu zeitlich späteren Organisationsverboten noch

nicht so umfänglich zu offenbaren, wenn man beispielsweise berücksichtigt, dass

der „Allianz zur Rehabilitation [der burakumin] (Fukken dōmei)“ als erster Ver-

tretung dieser in der Edo-Zeit und weit über die Meiji-Zeit hinaus gesellschaftlich

diskriminierten sozialen Minderheit 1881 vom zuständigen Gouverneur der Prä-

Â É Î Ï Ð Í Ñ Ò Ó Ô Õ Ö × × Ø Ö Ù Ú Ò Å Û Ö Ü Ý Þ ß Þ à Ç É Ç É Ê á â á Ë á Ì â Í

80 Sprotte 2001: 139–164 (zur Entstehung des Gesetzes), 154 (Verbot des Massenstreiks und weiter-
führende Bestimmungen zur Arbeiterbewegung), 343–347 (deutsche Übersetzung des vollständi-
gen Gesetzestextes), 344, Fußnote 1 (zu den veränderten Partizipationsmöglichkeiten von Frauen
ab 1922), 334 (zur Übersicht der Verbote sozialistischer Organisationen). Japanischer Text des
„Gesetzes der Polizei für öffentliche Sicherheit“ in: The Nakano Library o.J.b.

81 Japanischer Text der „Versammlungsverordnung“ in: Digital Library from the Meiji Era, Parla-
mentsbibliothek (Tōkyō) o.J.a.

82 Japanischer Text des „Gesetzes für Versammlungen und politische Vereine“ in: The Nakano Li-
brary o.J.c.
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fektur Fukuoka mitgeteilt wurde, diese prototypisch politische Organisation

bedürfe keiner Genehmigung, da sie den Bestimmungen der „Versammlungsver-

ordnung“ nicht unterliege.83 Auch das System der Organisationsüberwachung

musste sich offenbar erst konsolidieren. Mit sehr viel größerer Rigorosität ging

man 1925, nach der erfolgreichen Oktoberrevolution in Russland 1917 und der

Enttarnung der im geheimen gegründeten Kommunistischen Partei Japans (Nihon

kyōsantō) im Sommer 1923, aber an die Umsetzung der Bestimmungen des

„Gesetzes zur Wahrung der öffentlichen Sicherheit“, das sich in seinem Kern gegen

die kommunistische Ideologie als dem erklärten Feind des Herrschaftssystems

wandte und die Leugnung des kokutai-Gedankens sowie jeden Versuch einer Ver-

änderung des Herrschaftssystems unter dem Tennō unter strengste Strafe stellte. Im

Umgang mit einerseits zivilgesellschaftlichen Organisationsformen wie anderer-

seits mit Lehrpersonal an staatlichen oder privaten Bildungseinrichtungen wurde

das antikommunistische Motiv staatlichen Handelns zum beherrschenden Element

und mit Verve umgesetzt.84

In ähnlicher Weise bedrohlich wie die kommunistische Ideologie erschienen

ausgewählte Religionsgemeinschaften aus dem Kreis der so genannten „neuen

Religionen (shinshūkyō)“ als religiöse Organisationen, die ab der Mitte des 19. Jh.s

in Japan entstanden, soweit sie ihrerseits aufgrund ihrer Glaubensinhalte den Kern

der kokutai-Annahmen in Frage stellten. In der Verwendung des Terminus „neue

Religion“ als „chronologische Kategorie“ spielt es keine Rolle, ob sich diese reli-

giösen Bewegungen vorwiegend an shintōistischen, buddhistischen oder an synkre-

tistischen Inhalten orientierten.85 Herausragendes Beispiel einer als bedrohlich

empfundenen Religion war die neue Shintō-Religion Ōmoto-kyō (etwa: „Religion

des großen Ursprungs [des kaiserlichen Weges]“), deren Führer, Deguchi

ã ä å æ ç Fukken dōmei wurde zu einem Vorläufer der „Gesamtjapanischen Gesellschaft für Gleichheit
(Zenkoku Suiheisha)“, die als Interessenvertretung der burakumin, berühmt wegen ihrer ersten
Menschenrechtserklärung in japanischer Sprache, offenbar erst in der Zeit des Asiatisch-Pazi-
fischen Krieges 1941 als „ideologische Vereinigung (shisō kessha)“ unter dem „Gesetz über die
vorübergehende Kontrolle des Vereinswesens, der Versammlungen, des Verlagswesens, der Mei-
nungsfreiheit usw.“ aufgefordert wurde, sich einem Genehmigungsverfahren zu unterziehen. Zu
einer Reproduktion der „Satzung der Vereinigung der Allianz zur Rehabilitation (Fukken dōmei
ketsugō kisoku)“ mit einer Begründung des Gouverneurs aus dem Jahr 1881 siehe Fukken dōmei
ketsugō 1881; zur Suiheisha: Anonym (Saikō Mankichi) 2006.

84 Japanischer Text des „Gesetzes zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit“ in der Fassung
von 1925 in: The Nakano Library o.J.d; in der Fassung von 1941, in: The Nakano Library o.J.e.
Im Jahr 1928 wurde ohne Veränderung der Straftatbestände das Strafmaß der Höchststrafe von
„10 Jahren“ auf „Todesstrafe“, die aber auf der Grundlage dieses Gesetzes nie verhängt wurde,
erhöht. 1941 wurde das Gesetz den Kriegsbedingungen angepasst und weiter verschärft; vgl. Mit-
chell 1976: 39–68 (Gesetzgebungsverfahren), 69–96 (Anwendung des Gesetzes), 201–203 (eng-
lische Versionen der §§ 1–16 in der Fassung von 1941); Mitchell 1973: 317–345.

85 Stalker 2008: 6–7.

Z ' ( ' ) * + , + ) ) , - . / 0 1 ( 2 3 4 5 6 7 / ) , , 1 / / 1 ) ' - . + 8 + 3 / 9 , 1 / ) 1 : 9 * ; 113

Onisaburō (1871–1948), und Anhänger sich in zwei Wellen, 1921 und 1935, als

Gegenstand staatlicher Repression unter den Verdacht der „Majestätsbeleidigung“

gestellt sahen. Hintergrund dieser Vorwürfe war die Betonung des Susanoo-Kultes

in deutlicher Abgrenzung zur Verehrung der Sonnengottheit Amaterasu Ōmikami

als Ahnherrin des Kaiserhauses; dies eine theologische Festlegung, die im Kontext

der Herrschaftsideologie des kokutai keinesfalls eine eher akademische Petitesse im

Umfeld des Shintō darstellte, sondern zugleich auch eine tagespolitische, eben

direkt justitiable Bedeutung gewann.86 Bis zum Inkrafttreten des eigens für Religi-

onsgemeinschaften zugeschnittenen „Gesetzes für religiöse Körperschaften“87

1940 (nach vergeblichen Versuchen der Schaffung eines solchen 1899, 1927 und

1929) wurden Religionsgemeinschaften in ihrer Organisationsform auf der Grund-

lage des Bürgerlichen Gesetzbuches behandelt und an den bestehenden sicherheits-

und strafgesetzlichen Vorschriften gemessen, wobei sich deren inhaltliche Konzen-

tration auf eine Bedrohung von „links“ als Hindernis in der juristischen Verfolgung

derartiger, zwar von den herrschenden Glaubensrichtlinien der Zeit abweichenden,

gleichwohl aber alles andere als linksradikalen Religionsgemeinschaften erwies.88

Im Zusammenhang mit den unterschiedlichen rechtlichen Regelungen, die die

Herausgabe von Zeitungen betrafen, ist es eine vielleicht nicht beantwortbare Fra-

gestellung, welchen Einfluss die staatliche Zensur auf die Qualität des japanischen

Journalismus gewinnen konnte. Es bleibt auch ungeachtet bis in die Gegenwart

erhaltener Belege unklar, welche Techniken japanische Journalisten in ihrer

Berichterstattung entwickelten, die die Zensur passieren und dennoch aktuelle Fra-

gen der Zeit gelegentlich regierungskritisch behandeln konnten. Schon ab den ers-

ten Regierungsverordnungen zum Zeitschriftenwesen89 war die Kontrolle streng.

Lizenzen für Zeitungen konnten nur erworben werden, wenn neben den Namen

der Herausgeber auch detailliert über die für die Publikation beabsichtigten Inhalte

Rechenschaft abgelegt wurde. Zeitungen, die zudem das Tagesgeschehen (jiji ni

kansuru koto) behandeln wollten, hatten eine erhebliche Kaution für zukünftig zu

erwartende Strafgelder im Falle möglicher Verletzung der Publikationsvorschriften

zu hinterlegen. Die Sanktionsmaßnahmen der Zensoren umfassten Strafgebühren,

kürzere oder längere Publikationsverbote bis hin zur Anordnung der vollständigen

Einstellung des Geschäfts. Alleine für den frühen Zeitraum zwischen 1883 und
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87 Digital Library from the Meiji Era, Parlamentsbibliothek (Tōkyō) o.J.b.
88 Vgl. Hardacre 1989: 124–126; Mitchell 1992: 150–151; exemplarisch zur politischen Verortung

der Ōmoto-kyō: Lins 1976.
89 Japanischer Text der „Zeitungsverordnung“ in: Digital Library from the Meiji Era, Parlamentsbib-

liothek (Tōkyō) o.J.c; japanischer Text des „Zeitungsgesetzes“ in: The Nakano Library o.J.f.
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1887 wurden 174 Zeitschriften über einen unterschiedlich langen Zeitraum mit

einem Publikationsverbot belegt, 4 vollständig verboten; 198 Journalisten leisteten

wegen Verstößen gegen das Pressegesetz eine Haftstrafe ab.90 Wie schon bei den

Vereinsgesetzen richtete sich im Sinne der antikommunistischen Prädisposition des

Herrschaftssystems eine besonders strenge Kontrolle auf solche Publikationen,

deren Inhalte einen sozialistischen, anarchistischen oder kommunistischen Stand-

punkt zu vertreten schienen oder vertraten. Die Liste der Publikationen der sozia-

listischen Bewegung ist vor allem eine Aufzählung ihrer Verbote.91 In gleicher Weise

wie Zeitungen wurden auch Verlage92 behandelt. Ungeachtet der strengen Zensur

war es aber in den 1930er Jahren noch möglich, über die gängige Praxis von Poli-

zeigewalt und Folter in Verhören zu berichten,93 bis wegen des Krieges dann offen-

bar auch von den Zeitungen eine besondere Zurückhaltung und Unterordnung

unter die Kriegsziele gefordert und durch weitreichende Einschränkungen ihres

Handlungsspielraums durchgesetzt wurde. Die Kontrolle der Assoziationen

erfolgte von staatlicher Seite neben den Zensurbehörden in den Ministerien und

der Staatsanwaltschaft durch zwei voneinander unabhängige, gelegentlich durch-

aus konkurrierende Polizeieinheiten: die Militärpolizei (kenpeitai) und die 1911

nach der Hochverratsaffäre, einem mutmaßlichen Attentatsplan japanischer Anar-

chisten auf den Tennō und den Kronprinzen, gegründete „Besondere Höhere Poli-

zei (Tokubetsu kōtō keisatsu)“, wobei die letztere die Führerschaft innehatte.94 Zu

untersuchen wäre darüber hinaus, welchen Einfluss die von den Redaktionen aus-

geübte Selbstzensur auf die journalistischen Inhalte hatte.

Im Kontext der Zivilgesellschaftsdebatte ist die Berücksichtigung des Krieges

insofern gerechtfertigt, als für das europäische und amerikanische Beispiel exem-

plarisch das historische Verhältnis von Zivilität, Gewalt, Nation und Bellizismus

als ein „ambivalentes und spannungsgeladenes Nebeneinander von kollektiven

Partizipationserwartungen und Selbstorganisation von Interessen mit dem Ziel der

Teilhabe an der Nation einerseits und kriegerischer Gewaltbereitschaft anderer-

seits“ beschrieben wurde. Obgleich die Universalisierung des Kriegsparadigmas

durch seine nach innen und außen gerichtete Anwendung zu einer – zumindest zeit-

lich begrenzten – Verengung der intermediären Sphäre zwischen Staat und Privat-
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91 Mitchell 1992: 29–30.

92 Japanischer Text des „Verlagsgesetzes“ in: The Nakano Library o.J.g.

93 Mitchell 1992: 118–121, „As for the instruments employed to force confession, police used any-

thing handy: fists, feet, bamboo and wooden swords, geta, slippers, excrement, clubs, and an aba-

cus. Women were subjected to stripping, rape, and suspension from the ceiling.“ (Mitchell 1992:

121).

94 Vgl. Tipton 1990: 1–16; Matsuo 1979: 42–56.
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bereich führte, seien „Kriege und die Aneignung von Kriegserfahrung nicht von

vornherein aus der Analyse von Zivilgesellschaften“ herauszuinterpretieren „oder

als bloße Verhinderungsgeschichte von zivilgesellschaftlichen Entwicklungspoten-

tialen“ zu verstehen.95 Allein anhand der rechtlichen Bestimmungen, die das Asso-

ziations- und Pressewesen auf die Erfordernisse des japanischen Gemeinwesens im

Asiatisch-Pazifischen Krieg einstellen sollten,96 lässt sich die Frage nicht beantwor-

ten, ob eine Zivilgesellschaft weiterbestehen oder ihre Existenz bewahren konnte.

Gekennzeichnet bleibt das System – gerade im Krieg – einerseits von seinem anti-

kommunistischen Subtext und andererseits von sich steigernder Spionageangst, die

nicht zuletzt durch die Aufdeckung des sowjetischen Spionagerings um Richard

Sorge (1895–1944) 1941 genährt wurde. Gerade das Massenmedium Tageszeitung

unterlag hier einer besonderen Aufsicht, um nicht unbeabsichtigt als kriegswichtig

einzustufende Nachrichten verbreitet zu sehen. „Ruhe und Ordnung (annei

chitsujo)“ wurden zumindest dem Wortlaut der Gesetze nach zu höheren Gütern

als die Meinungsfreiheit oder das Versammlungsrecht, die somit noch stärker zu

kontrollieren waren. In der kriegsorientierten Konzeption dachte man an eine

Gleichschaltung aller gesellschaftlichen Kräfte, deren realer Erfolg oder Scheitern

letztlich nur in Einzelstudien und nicht nach in Gesetzestext gegossenen Absichts-

erklärungen bewertet werden kann. Gerade die Anwendung des „Gesetzes zur

Sicherstellung der Landesverteidigung“, das vor allem die Weitergabe von Staats-

geheimnissen (kokka kimitsu) (dem Schlüsselwort des Gesetzes) unter harte Strafen

stellte und als Basis für den so genannten Yokohama Zwischenfall (Yokohama

jiken) (dem größten Versuch, unabhängig scheinende Journalisten zwischen 1942

und 1945 einzuschüchtern) diente, zeigt, dass von Seiten des Staates jedenfalls eine

große Bereitschaft bestand, die „intermediäre Sphäre zwischen Staat und Privatbe-

reich“ stark zu verengen.97
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96 Japanischer Text der „Verordnung zur Beschränkung der Berichterstattung von Zeitungen usw.“

in: The Nakano Library o.J.h; japanischer Text des „Gesetzes zur Sicherstellung der Landesvertei-

digung“ in: The Nakano Library o.J.i; japanischer Text des „Gesetzes über die vorübergehende

Kontrolle des Vereinswesens, der Versammlungen, des Verlagswesens, der Meinungsfreiheit usw.“

in: The Nakano Library o.J.j.

97 Unter dem Begriff Yokohama jiken ist der Versuch seitens der Polizeibehörden zu verstehen, unter

Journalisten ein kommunistisches Netzwerk zu enttarnen. 49 Personen wurden verhaftet und in

Verhören der Folter oder Vergewaltigung ausgesetzt. 6 Personen starben an den Folgen der Folter

oder den Haftbedingungen (vgl. Mitchell 1992: 144–145; Matsumura 1998; Kuroda 1976).
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5. Beispiel: Asianismus und Russisch-Japanischer Krieg (1904/05)98

Im Sinne Ishikawa Takubokus traten die Befürworter und Gegner eines ganz auf

die Institution des Tennō fokussierten Staates in der Vor- und Nachgeschichte des

Russisch-Japanischen Krieges 1904/05 in ein direktes Konkurrenzverhältnis um

die Meinungsführerschaft im öffentlichen Raum. Eine zur vorherrschenden Strö-

mung japanischer Außenpolitik avancierte Variation des ethnischen Nationa-

lismus, der Großasianismus, und die Umsetzung dieses Anspruchs durch militä-

risches Vorgehen wurden zum Kristallisationspunkt gewalthafter, auch zivilgesell-

schaftlicher Konflikte. Die als Prozess zu interpretierende Betonung einer

gemeinsamen ethnischen Herkunft der Völker Ostasiens hatte sich in Japan mit

dem Nationalstaatsgedanken verbunden.99 Der Sinologe Takeuchi Yoshimi (1910–

1977) sieht im Phänomen des „Asianismus“ „keine mit einem wirklichen Inhalt

ausgestattete, objektiv definierbare Idee“.100 Seinen Ursprung habe der Asianismus,

so Takeuchi weiter, in der Bewegung für Freiheit und Volksrechte (Jiyū minken

undō) sowie dem Gegensatz von Verwestlichung (ōkashugi) und dem Erhalt der

nationalen Essenz (kokusui hozonshugi).101

Eine der einflussreichsten nationalistischen Gruppen im Kontext des Asianis-

mus war die 1881 in Fukuoka gegründete Gen’yōsha (etwa: „Gesellschaft des

dunklen Ozeans“), die erst als Teil der „Bewegung für Freiheit und Volksrechte“

agierte und ab der Mitte der 1880er Jahre für eine deutliche Stärkung des Tennō-

Systems bei gleichzeitiger japanischer Expansion auf dem Festland eintrat. Diese

Vereinigung bildete das Personalreservoir für eine Vielzahl weiterer nationalisti-

scher Organisationen, die in der Endphase der Meiji-Zeit entstanden und in der

japanischen Bevölkerung erfolgreich um Unterstützung warben.102 Der „Versamm-

lungsverordnung“ von 1880 folgend, suchte man beim zuständigen Polizeirevier in

Fukuoka um Genehmigung der Gründung nach und nannte als Zielsetzungen des

politischen Vereins folgende drei zentrale Aufgaben:103

• Die kaiserliche Familie ist zu ehren (kōshitsu o keitai subeshi),

• das Reich ist zu respektieren (hongoku o aichō subeshi)

; 
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Autors zurück (Sprotte 2007b).

99 Doak 1996: 80.
100 Takeuchi 2005: 121–122.
101 Zitiert nach Takeuchi 2005: 122–123.
102 Vgl. Norman 1944: 261–284.
103 Ishitaki 2010: 119–121.
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• und die Souveränität des Volkes ist hartnäckig zu verteidigen (jinmin no

shuken o koshu subeshi).

Wichtige Antriebskraft des Asianismus war ein Gefühl der Zurücksetzung, mit

dem weite Teile der Bevölkerung auf den Verzicht auf Territorialgewinne in der

Folge des Ersten Chinesisch-Japanischen Krieges als Ergebnis der für Japan

schmachvollen „Drei-Mächte-Intervention (sangoku kanshō)“ Deutschlands,

Frankreichs und Russlands 1895 reagierten. 104 Das Gefühl der Enttäuschung über

die Machtlosigkeit Japans gegenüber den Forderungen der Großmächte und der

Wunsch nach Rache verband indirekt so unterschiedliche Charaktere wie Toku-

tomi Sohō (1863–1957)105, seit 1887 einflussreicher Herausgeber der Zeitschrift

„Kokumin no tomo (Freund des Volkes)“, mit dem späteren Anarchisten Ōsugi

Sakae (1885–1923). 

1901 gründete sich unter diesem Eindruck die Amurgesellschaft (Kokuryūkai),

deren Name allein schon erkennen lässt, dass diese Vereinigung den mandschu-

risch-russischen Grenzfluss in Form eines Maximalanspruchs territorialer Ausdeh-

nung als natürliche Grenze der japanischen Einflusssphäre verstand. Die sich noch

verstärkende Inbesitznahme der Mandschurei durch Russland führte im August

1903 zur Gründung der „Gesellschaft antirussischer Kameraden (Tairo dōshikai)“.

Diese Organisation präsentiert sich als heterogenes Sammelbecken japanischer

Meinungsführer aus Politik, Wirtschaft und Medien, unter denen sich ebenso

starke Kritiker wie bedingungslose Unterstützer der Regierung fanden.106

Die emotionale Aufregung des Volkes erklärt sich zu einem Teil durch den

wachsenden Einfluss der Tageszeitungen, deren Verbreitung in den Ballungszentren

und in den ländlichen Gegenden erheblich zugenommen hatte. Allein in Tōkyō

wuchs die Zahl der festen Abonnenten von etwa 70000 (1895) auf 200000 vor

Ausbruch des Russisch-Japanischen Krieges an. Dies ging mit einem wachsenden

Informationsbedürfnis der Bevölkerung einher. Gründe dafür lagen in den Erfolgen

schulischer Bildung mit einem passablen Alphabetisierungsgrad, der zunehmenden

Verstädterung und eines sich entwickelnden Informationsflusses.107 Zwischen

1904 und 1907 konnten die wichtigsten Zeitungen des Landes ihre Auflagenzahlen
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105 Da Japan den Forderungen nur nachgegeben habe, weil es schwach gewesen sei, habe er erkannt,
dass Recht und Moral ohne Stärke keinen Wert hätten (vgl. Tokutomi 1935: 308–311).

106 Okamoto 1970: 81–83.
107 Okamoto 1970: 53.
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nochmals erheblich steigern, wobei sich zeigte, dass sich eine den Krieg befürwor-

tende Haltung positiv auf die Abonnentenhöhe auswirkte.108 

Die Printmedien machten sich nach Bekanntwerden der Friedensbedingungen

mehrheitlich mit der „Allianz Gleichgesinnter zur Friedensproblematik (Kōwa

mondai dōshi rengōkai)“, eines Zusammenschlusses von neun nationalistischen

Organisationen mit der Kokuryūkai und der Tairo dōshikai an deren Spitze,

gemein. Diese Allianz hatte sich im Juli 1905 gebildet, um für eine Fortsetzung des

Krieges zu agitieren, wenn sich die Friedensverhandlungen als Fehlschlag erwie-

sen.109 Als am 5. September der Protest durch die Allianz in einer Versammlung mit

etwa 30000 Teilnehmern im Hibiya-Park, inmitten des Regierungsviertels, und

einem Protestzug von etwa 2000 Personen zum Kaiserpalast auf die Straße getra-

gen wurde, war dies der Beginn zweitägiger gewaltsamer Ausschreitungen (Hibiya

yakiuchi jiken),110 die erst mit der Verhängung des Ausnahmezustandes durch den

Tennō und dem mit ihm verbundenen Einsatz des Militärs im Inland beendet wer-

den konnten.111 Der Vertrag blieb unverändert. Die Niederschlagung der Unruhen

wurde von den Zeitungen Ōsaka asahi shinbun und Nihon unter der Überschrift

„Die zweite russische Hauptstadt (Dai-ni no Roto)“ mit dem russischen „Blut-

sonntag (chi no nichiyōbi)“ vom 9. Januar 1905 verglichen.112

Letztlich blieben aber in der konkreten Wirkungsgeschichte des Russisch-Japa-

nischen Krieges diese Ausschreitungen ohne direkte politische Konsequenzen,

wenn sie auch in der politischen Geschichte Japans vor allem mehrheitlich im Kon-

text der so genannten „Taishō-Demokratie (Taishō demokurashī)“ als deren

Beginn aufgrund mutmaßlicher Forderungen nach „einem Mitspracherecht für die

breite Bevölkerung“113 an politischen Angelegenheiten beurteilt werden.

Im letzten Jahrzehnt der Meiji-Zeit war der Einfluss der Zeitungen und Zeit-

schriften auf die öffentliche Meinung groß. Den Printmedien gelang es, in einem

0 1 2 3 4 5 Yorozu chōhō steigerte beispielsweise ihre Auflage von 87 000 im Jahr 1904 auf 250 000 im
Jahr 1907, die Hōchi shinbun von 83395 auf 300000 und die Tōkyō asahi shinbun von 73 800
auf 200000 (vgl. Iguchi 1998: 150).

109 Kuroiwa 2005: 15, 33–34.
110 Als Ergebnis dieses ersten wirklichen Massenprotestes in der japanischen Hauptstadt wurden die

beiden zentralen Polizeieinrichtungen zweier Stadtbezirke, neun Polizeistützpunkte sowie 364
kleinere und kleinste Polizeireviere, 13 christliche Kirchen und 15 Straßenbahnen zerstört. Die Zei-
tungen meldeten 1000 Opfer: 450 verletzte Polizisten sowie 40 verletzte Soldaten und Feuerwehr-
leute, ungefähr 511 verletzte Demonstranten und 17 Tote. Die Residenz des Innenministers wurde
stark beschädigt. Die Residenz des Ministerpräsidenten, das Außenministerium, die amerikanische
Gesandtschaft und das Imperial Hotel in der Nähe des Kaiserpalastes wurden von der Menge atta-
ckiert (vgl. Okamoto 1982: 260–262; Brown 1986).

111 Okamoto 1982: 261.
112 Kuroiwa 2005: 149.
113 Meyer 2005: 62.
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hohen Maße die Bevölkerung auch politisch für unterschiedliche Zwecke zu mobi-

lisieren. Im Vorfeld des Krieges nutzten die großen Zeitungen des Landes ihren

Einfluss, indem sie das Gefühl der Zurücksetzung Japans nach 1895 wach hielten,

um dann im Krieg die Regierungsforderungen nach persönlicher und finanzieller

Opferbereitschaft zu unterstützen, während sie nach dem Krieg in einer chauvinis-

tischen Geste für dessen Fortsetzung eintraten. Spätestens mit den Hibiya-Unruhen

wurde das Volk zu einem wichtigen Faktor jenseits der bis dahin üblichen Mecha-

nismen und Absprachen der Meiji-zeitlichen Eliten im politischen Entscheidungs-

prozess. Diese Unruhen gelten als Beginn der „Phase des Volksaufruhrs (minshū

sōjōki)“114 zwischen 1905 und 1918, in denen sich ein Teil der städtischen Bevöl-

kerung als Wutbürger in historischer Perspektive zeigte. Es handelt sich im Einzel-

nen um Unruhen wegen Fahrpreiserhöhungen in öffentlichen Verkehrsmitteln im

März und September 1906, um Widerstand gegen Steuererhöhungen im Februar

1908, um Demonstrationen für eine konstitutionelle Regierung im Februar 1913,

Auseinandersetzungen um die China-Politik im September 1913, Demonstrationen

gegen Korruption in der Marine im Februar 1914 in der so genannten „Siemens-

Affäre“, Forderungen nach einem allgemeinen Wahlrecht im Februar 1918 und

schließlich um die „Reisunruhen (kome sōdō)“ im August 1918 wegen einer durch

Spekulation verursachten Steigerung des Reispreises bzw. der künstlichen Verknap-

pung des Produkts in der Hochphase der „Taishō-Demokratie“.

Für die herrschenden Eliten erst auf einen zweiten Blick erkennbar, zeigten die

Unruhen nicht nur schlichte Insubordination und eine Bedrohung ihres Machtan-

spruchs, sondern bewiesen in ihrer direkten Hinwendung an den Tennō gleicher-

maßen, wie sehr das Volk die Herrschaftsideologie, den kokutai-Gedanken, als In-

strument der Machtsicherung bereits verinnerlicht hatte und auf diese vertraute.115

Insofern waren die Unruhen trotz ihrer gewaltsamen Komponente für die Herr-

schenden zugleich auch eine Affirmation der gelungenen Verankerung jenes „Geis-

tes in den Institutionen“, der das symbolische wie praktische Regierungshandeln

bis 1945 vorbestimmte.

6. Abschließende Bemerkungen

Die japanische Zivilgesellschaft bis 1945, wenn man sich denn für diesen Zeitraum

auf den Gebrauch dieser Terminologie einlassen mag, erscheint seltsam dreigeteilt:

0 0 6 7 8 9 < 8 = 0 > 2 2 ? 0 6 A B 0 6 C D

115 Zu einer kritischen Analyse der Unruhen in Hibiya siehe auch Okamoto 1982: 262–275.
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(1) in Formen der Selbstorganisation, deren Demokratieerwartungen und Ableh-

nung der staatsphilosophischen Begründung der Tennō-Herrschaft sie schnell in

Opposition zum Staat trieben und staatlichen Sanktionen aussetzten, (2) in eine

nahezu apolitische Variante der Zivilgesellschaft, die sich in Nischen eingerichtet

hatte und vorwiegend auf die Wohltätigkeit, die Bildung, Kultur oder medizinische

Versorgung konzentriert war, und schließlich (3) in ein den Staat stützendes,

„dunkles“ Gegenbild, als „robuste Kette von Befestigungswerken und Kasemat-

ten“116 im Sinne Antonio Gramscis, die normativ aufgeladenen Zivilgesellschafts-

konzepten nicht entsprechen mag.

Ungeachtet dieses Dreiklangs scheint die Anwendung eines heuristischen Kon-

zeptes der Zivilgesellschaft dennoch durchaus eine Neubewertung der Bürger-

Staat-Beziehungen zuzulassen, da sie die Identifizierung von gesellschaftlichen

Konfliktfeldern und Konsensprinzipien erleichtert. Diese Sichtweise folgt dem

Zugang des US-amerikanischen Ostasienhistorikers Sheldon Garon, der in Analo-

gie die Verwendung des Konzeptes nicht als „Suche nach dem heiligen Gral“ der

Zivilgesellschaft, sondern auch und gerade für die japanische Geschichte vor allem

als Mittel empfiehlt, die Beziehungen von Staat und Gesellschaft besser zu verste-

hen und gegebenenfalls neubewerten zu können.117 

Als sinnvoll erweist es sich zugleich, das Verhältnis von Zivilgesellschaft und

Gewalt in historischer Perspektive nicht von vornherein als ein gegensätzliches zu

kategorisieren, sondern es als „Teil und Möglichkeit innerhalb von erweiterten

Partizipationsrechten“ zu interpretieren. Die Entstehung dieses Gegensatzes ist erst

das Ergebnis einer retrospektiven Analyse zweier Weltkriege im 20. Jh.118 Zudem

besteht die Ahnung, dass diese Antinomie auch für die zivilgesellschaftliche Ent-

wicklung im Japan nach 1945 nicht stringent aufrechterhalten werden kann, wenn

man die gelegentlich für zivilgesellschaftliches Handeln als beispielhaft gewürdigte

Organisation der Opfer der Quecksilbervergiftung in Minamata ungeachtet ihrer,

im Hinblick auf die Wahl der Instrumente der Interessendurchsetzung, als gewalt-

sam zu klassifizierenden Protestaktionen mit Blockaden von Produktionsstätten,

die Stürmung von Fabriken und die Zerstörung der maschinellen Einrichtung oder

etwa die gewaltsam aufgeladenen Widerstandsaktionen gegen den Bau des Flugha-

fens Narita berücksichtigt. Angesichts einer gleichfalls gegenwartsbezogen in den

Blick zu nehmenden starken strukturellen Abhängigkeit der Zivilgesellschaft von

staatlicher Förderung und systemabhängiger Finanzierung schränkte zumindest in

E E F G H I J K L M N O M P società civile und dem Staat herrsche „ein ausgewogenes Verhältnis“ (Gramsci
1986: 268).

117 Garon 2003: 44.
118 Reichardt 2001: 57.
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historischer Dimension eine konsequente forschungsstrategische Einhaltung der

Trennung von Zivilgesellschaft und Gewalt einerseits, Zivilgesellschaft und staat-

lichem Einfluss andererseits das Forschungsfeld vermutlich erheblich ein.

Dem in der Einleitung formulierten Plädoyer für eine größere Berücksichti-

gung historischer Prozesse in der Bewertung der (japanischen) Zivilgesellschaft

wäre abschließend ein Plädoyer für eine größere Ausgewogenheit der Analyse hin-

zuzufügen. Auch unter dem Gesichtspunkt der Wurzeln zivilgesellschaftlichen

Handelns in der japanischen Geschichte scheint es beispielsweise zu kurz zu grei-

fen, wenn man sich bei der Analyse der in der Taishō-Zeit aufgekommenen Stu-

dentenbewegung ausschließlich „linken“, dem kokutai als Leitbild des Meiji-Staa-

tes diametral entgegenstehenden Organisationen, wie z.B. der 1918 unter dem

Eindruck der erfolgreichen russischen Oktoberrevolution an der Reichsuniversität

Tōkyō gegründeten „Gesellschaft des neuen Menschen (Shinjinkai)“ oder der 1919

an der Waseda-Universität entstandenen „Gesellschaft des Volksbündnisses

(Minjin dōmeikai)“,119 die das bolschewistisch-revolutionäre Element in breiten

Schichten des japanischen Volkes zu etablieren versuchten, zuwendet. Ihnen stan-

den Studentenbünde gegenüber, die auf der anderen Seite des politischen Spek-

trums zivilgesellschaftlich für eine stärkere Machtposition Japans im 1919er-Sys-

tem von Versailles und einen noch größeren Machtzuwachs für das Kaiserhaus

eintraten.120 Zu diesen Studentenorganisationen der politischen Extreme traten

dann gleichermaßen solche größerer politischer Neutralität, wie z.B. die heute

noch bestehende „Japan-America Student Conference (Nichibei gakusei kaigi

[JASC])“ als erster, 1934 gegründeter internationaler Organisation des Studenten-

austauschs in Japan „zur Förderung des Friedens im pazifischen Raum“.121 Über

die Partizipationsversuche sozialer Gruppen in den 1930er Jahren bis zur Kapitu-

lation 1945 liegt bereits ein erstes Analyseangebot vor.122

Die Existenz eines staatsphilosophischen Konzeptes wie des kokutai oder eine

sich verstärkende staatliche Aufsicht und Kontrolle als vielleicht sichtbarstes Zei-

chen eingeschränkter Bedingungen einer zivilgesellschaftlichen Entwicklung allein

scheinen, angesichts der Identifizierbarkeit der formalen bereichs- und handlungs-

logischen Konstitutionsbedingungen von Zivilgesellschaft (öffentliche Medien,

Beteiligung des Bildungsbürgertums etc.) die generelle Infragestellung der Existenz

E E Q R S I T L E Q U V W Q V X Q U Y

120 Bspw. die beiden vom Verfassungsrechtler Uesugi Shinkichi (1878–1929) gegründeten Studenten-
gruppen „Gesellschaft derjenigen, die sich dem Erblühen des Landes verschrieben haben (Kōkoku

dōshikai [1920])“ und die „Gesellschaft der sieben Leben, [die man für den Tennō zu geben bereit
ist] (Shichiseisha [1925])“ (vgl. Miller 1965: 202; Neumann 2011: 244–251).

121 Internetpräsenz der Japan-America Student Conference (vgl. JASC o.J.).
122 Vgl. Sprotte und Schölz 2011.
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einer Zivilgesellschaft im Japan vor 1945 nicht zu rechtfertigen, zumal inzwischen

nicht nur die japanische Wissenschaft die Rolle des Volkes im Erhalt und nicht

ausschließlich in Gegnerschaft eines autoritären Herrschaftssystems in den Blick

genommen hat. Im Ergebnis scheint man Maruyama Masao123 daher widerspre-

chen zu müssen, wenn er – allerdings bereits 1946 und in der Situation einer zu

diesem Zeitpunkt möglicherweise noch schwierigen Quellenlage – das japanische

Volk für Vergangenes von vornherein zu exkulpieren versucht, indem er die

Ansicht formuliert, dieses habe, solange „sich die politische Macht auf eine letzte

moralische Substanz als ihre Grundlage bezog – also immer dann, wenn wieder

eine Handlung des Staates ‚im Namen des kokutai‘ gerechtfertigt wurde, […] die

teuflische Seite der Politik nicht erkennen“ können. Vielmehr scheint hier eine ana-

loge Bewertung zu jener gerechtfertigt, die der Literat André Maurois hinsichtlich

der Haltung des französischen Volkes bei der Verabschiedung der Konsularverfas-

sung 1799 als Beginn der Herrschaft Napoléon Bonapartes traf: „Die Nation

wurde nicht vergewaltigt, sie gab sich hin.“124
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